
261 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP 

Bericht 

des Justizausschusses 

über die Regierungsvorlage (181 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem Bestimmungen über 
den Umfang der pfändung von Forderungen in 
der Exekutionsordnung getroffen sowie das 
Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Ge­
werbliche Sozialversicherungsgesetz, das Bau­
em-Sozialversicherungsgesetz, das Beamten­
Kranken- und Unfallversicherungs gesetz, das 
Notarversicherungsgesetz 1972, das Arbeitslo­
senversicherungsgesetz 1977, das Bauarbeiter­
Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, das Urlaubs­
gesetz, das Familienlastenausgleichsge­
setz 1967, das Heeresversorgungsgesetz, das 
Karenzurlaubsgeldgesetz, das Mutterschutzge­
setz, das Arbeitsmarktförderungsgesetz, das 
Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz, das Unter­
haltsvorschußgesetz 1985, das Kriegsopferver­
sorgungsgesetz 1957, das Opferfürsorgegesetz, 
das Heeresgebührengesetz 1985, das Auslands­
einsatzgesetz, das Zivildienstgesetz 1986, das 
allgemeine bürgerliche Gesetzbuch, das Reichs­
haftpflichtgesetz, das Eisenbahn- und Kraft­
fahrzeughaftpflichtgesetz und das Atomhaft­
pflichtgesetz geändert werden (Exekutionsord-

nungs-Novelle 1991 - EO-Nov 1991) 

und 

über den Antrag der Abgeordneten Or. Heide 
Schmidt und Genossen betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Lohnpfändungsgesetz 1985 

geändert wird (189/ A) 

Die gegenständliche Regierungsvorlage trägt 
dem Umstand Rechnung, daß das derzeit geltende 
Lohnpfändungsrecht vor allem durch folgende 
Mängel gekennzeichnet ist: 

die Rechtslage ist unübersichtlich: Die Pfän­
dungsschutzbestimmungen sind nicht nur im 
Lohnpfändungsgesetz, sondern auch in ande­
ren Gesetzen enthalten; 

- die Regelungen über die Unpfändbarkeit sind 
kompliziert und durch eine Fülle von 
Ausnahmen gekennzeichnet; 

- dem Drittschuldner obliegt ein großer Auf­
wand bei der Ermittlung der Pfändungsfrei­
beträge und bei der Berechnung der noch 
offenen Restforderung; 
es bestehen nichtgerechtfertigte Unterschiede 
zwischen verschiedenen Leistungsempfän­
gern. 

Der vorliegende Gesetzentwurf verfolgt daher 
das Ziel der weitgehenden Beseitigung dieser 
Mängel. 

Durch den gegenständlichen Gesetzentwurf 
sollen alle Leistungen, die Arbeitseinkommen sind 
und für die derzeit in Sondergesetzen Pfändungs­
vorschriften bestehen, den für Arbeitseinkommen 
geltenden Bestimmungen unterworf~n--und in die 
Exekutionsordnung einbezogen werden. 

Die Ausnahmebestimmungen über die Unpfänd­
barkeit von Teilen des Arbeitseinkommens werden 
gestrafft. Der Entlastung der Drittschuldner sollen 
unter anderem Tabellen dienen, aus denen der 
unpfändbare Freibetrag herausgelesen werden 
kann. 

Das pfändungsfreie Existenzminimum wird ge­
genüber der RV wesentlich erhöht. 

Am 20. Juni 1991 haben die Abgeordneten Dr. 
Heide S c h m i d t, Dr. 0 f ne r und Genossen den 
Antrag 189/ A zum Lohnpfändungsgesetz 1985, der 
dem Justizausschuß zur weiteren Beratung zuge­
wiesen wurde, im Nationalrat eingebracht und unter 
anderem wie folgt begründet: 

"Das Bundesministerium für Justiz hat im April 
1991 einen neuen Entwurf einer Exekutionsord­
nungs-Novelle 1991 vorgelegt. Durch das Begut­
achtungsverfahren und den erfreulichen Umfang 
der darin geplanten Umgestaltungen des Exeku-

261 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 1 von 32

www.parlament.gv.at



2 261 der Beilagen 

tionsrechtes bedingt wird nunmehr ein Inkrafttreten 
mit 1. Jänner 1992 ins Auge gefaßt. 

So sehr die Antragsteller eine umfassende Reform 
dieses Rechtsbereiches begrüßen und auch unter~ 
stützen werden, halte.n sie es doch für erforderlich, 
eine den heutigen Lebenshaltungskosten angepaßte 
Erhöhung des unpfändbaren Arbeitseinkommens 
zeitlich vorzuziehen." 

Der Justizausschuß hat beide Vorlagen in seiner 
Sitzung am 17. Oktober 1991 in Verhandlung 
genommen. Über die Regierungsvorlage 181 der 
Beilagen berichtete der Abgeordnete Dr. G raff, 
über den Antrag 1891 A die Abgeordnete Dr. Heide 
S c h m i d t. Sodann wurde einstimmig beschlossen, 
den weiteren Beratungen die Regierungsvorlage 181 
der Beilagen zugrunde zu legen. 

An der Debatte beteiligten sich die Abgeordneten 
Dr. Elisabeth H I a v a c, Mag. G u g gen b erg e r, 
Dr. Ofner, Dr. Preiß, Dr. Gaigg, DDr. 
Niederwieser, Mag. Terezija Stoisits, 
Rosemarie Bauer, Dr. Heide Schmidt'IMag. 
Bar müll e rund Dr. G raff sowie der Bundesmi­
ni ster für Jus!iz Dr. Mi c haI e k. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungsvor­
lage unter Berücksichtigung eines umfangreichen 
-:A6ä.ilde-rungsantrages-cfer- AhgeordnetenTDr. 
G r a f f, Dr. Elisabeth H I a va c und Dr.Heide 
S c h m i d t in der diesem Bericht beigedr~ckten 
Fassung mit Mehrheit angenommen. Ein vdn der 
Abgeordneten Mag. Terezija S t 0 i s i t S vorkeleg­
ter Abänderungsantrag hingegen fand keine Mehr­
heit. Mit dem Beschluß über den vorliegenc/en 
Gesetzentwurf gilt der Antrag 189/ Aals mherle-
digt. I 

Zum Berichterstatter für das Haus wurde der 
Abgeordnete Von wal d gewählt. I 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Ges~tzent­
wurfes führt der Justizausschuß folgendes aJs: 

I 

ZuArt.IZI (§8): 

1. Der Beweis durch eine unbedenkli'che Urkunde 
soll nicht nur entfallen, wenn die Höhe des 
Aufwertungsschlüssels gesetzlich bestimmt ist, son­
.dern auch, wenn Aufwertungsschlüssel ein Verbrau­
cherpreisindex (derzeit: Verbraucherpreisindex 86, 
Vorläufer sind die Verbraucherpreisindices 66 und 
76 sowie die Verbraucherpreisindices durchschnitt­
licher Arbeitnehmerhaushalte und vierköpfiger 
Arbeitnehmerhaushalte, jeweils Basis 1958) ist. 

2. In Abs. 3 wird eine Ergänzung der Bestimmung 
über die Wertsicherungsklausel vorgeschlagen, die 
eine weitere Ausnahme von der Bestimmtheit des 
Exekutionstitels vorsieht. In der Praxis werden 
vielfach Wertsicherungsklauseln in gerichtliche 
Vergleiche aufgenommen. Hiebei werden nicht 
allzu selten Formulierungen gewählt, die zu 

Auslegungsschwierigkeiten und damit zu neuen 
Prozeßkosten führen. Aus diesem Grund soll in das 
Gesetz eine Wertsicherungsklausel aufgenommen 
werden, die gilt, sofern die Parteien nichts anderes 
vereinbaren. 

Der Zeitpunkt der Verlautbarung des Indexwer­
tes durch das Österreichische Statistische Zentral­
amt ist für die Frage, welcher Indexwert für den 
Monat der Schaffung des Exekutionstitels gültig ist, 
ohne Bedeutung. Es ist somit ein Indexwert 
maßgebend, der erst später endgültig verlautbart 
wird. 

Ist jedoch im Zeitpunkt einer Abrechnung (zB 
Verteilungsbeschluß) der maßgebliche Indexwert 
noch nicht verlautbart, so wird vorläufig von der 
zuletzt verlautbarten Indexzahl auszugehen sein. 

Zu Art. I Z 2 (§ 10): 

1. Durch den ausdrücklichen Hinweis auf Abs. 1 
des § 7 wird nunmehr auch die Sanierung eines 
unbestimmten (§ 7 Abs. 1 nicht entsprechenden) 
Exekutionstitels durch eine Titelergänzungsklage 
ermöglicht. 

_ .J.,Es_wir~t.J~~tgehalten, .<l.aJL~m~P!~<:h~Jt<!Jkr 
herrschenden Auffassung bei Berechtigung des 
Gläubigers, seine -Forderung zur sofortigen Rück­
zahlung fällig zu stellen (zB Terminsverlust), der 
Eintritt der Fälligkeit durch. öffentliche oder 
öffentlich beglaubigte Urkunde nicht nachzuweisen 
ist und daher eine Titelergänzungsklage nicht in 
Betracht kommt (OGH 3.9.1952 5Z25/228; 
Heller/BergeriStix, Kommentar zur E04, 200; 
Holzhammer, Österreichisches Zwangsvollstiek­
kungsrecht\ 79). 

Zu Art. I Z 4 (§ 14): 

Zu § 14 wird festgehalten, daß der in Abs. 2 Z 3 
vorgesehene Vollzugs antrag nach TP 1 des Tarifs 
zum RA TG zu entlohnen ist. 

Zu Art. I Z 7 (§§ 47 bis 49): 

Der Offenbarungseid wird durch die Vorlage 
eines Vermögensverzeichnisses mit Unterschrift vor 
Gericht oder Gerichtsvollzieher ersetzt. 

Zur Verbesserung und Vereinfach4ng des Ver­
fahrens wird vorgesehen, daß ein Antrag des 
betreibenden Gläubigers nicht mehr erforderlich ist. 
Bei der Fahrnisexekution ist das Vermögensver­
zeichnis bereits dem Gerichtsvollzieher vorzulegen 
und vor ihm zu unterschreiben (siehe § 253 a). Nur 
wenn dies nicht möglich ist (zB beim Vollzug nur 
ein Mitbewohner anwesend ist), hat der Verpflich­
tete zu Gericht zu kommen, um vor dem 
Rechtspfleger (derzeit besteht eine Zuständigkeits-
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aufsplitterung zwischen Richter und Rechtspfleger) 
das Vermögensverzeichnis vorzulegen und zu 
unterschreiben. Die Unterfertigung des Vermögens­
verzeichnisses in einer öffentlichen Tagsatzung wird 
ebensowenig wie der Anschlag der Anberaumung 
der Tagsatzung an der Gerichtstafel als erforderlich 
angesehen, zumai dies bei der Abgabe vor dem 
Gerichtsvollzieher gar nicht möglich wäre. 

Die Vorführung des Verpflichteten ist anzuord­
nen, wenn er vor dem Gerichtsvollzieher die 
Vorlage und Unterfertigung des Vermögensver­
zeichnisses verweigert oder wenn er nicht zu 
Gericht kommt, um das Vermögensverzeichnis 
vorzulegen und zu unterschreiben. Die Vorführung 
unterbleibt, wenn der Verpflichtete anläßlich der 
Vorführung dem Gerichtsvollzieher das Vermö­
gensverzeichnis vorlegt und unterfertigt. 

Kommt der Verpflichtete zwar zu Gericht, 
verweigert er jedoch dort die Vorlage des 
Vermögensverzeichnisses und dessen Unterferti­
gung, dann ist die Haft zu verhängen. 

Die "Dreijahressperre" des § 49 Abs. 1 für ein 
neuerliches Vermögensverzeichnis erscheint im 
Hinblick auf die derzeit oft sehr schnellen 
Änderungen der wirtschaftlichen Verhältnisse zu 
lange. Die Frist wird daher an die Einjahresfrist des 
§ 294 a Abs. 2 angeglichen. 

Zu Art. I Z 10 (§ 74): 

In Erweiterung des in der RV vorgesehenen 
neuen § 302 über die vereinfachte Bestimmung der 
Kosten für die Drittschuldnererklärung wird 
festgelegt, daß das Gericht von Amts wegen über 
den Ersatz der vom betreibenden Gläubiger 
gezahlten V ollzugs- und Wegegebühren zu ent­
scheiden hat. Es entfällt hiedurch ein Kostenbestim­
mungsantrag des betreibenden Gläubigers. 

Ein Zuspruch als Exekutionskosten ist erst dann 
möglich, wenn die Vollzugs- und Wegegebühren 
gezahlt wurden. Dies entspricht auch § 54 
Abs. 2 ZPO. Danach gelten Kosten erst mit der 
Zahlung als entstanden, wenn mit der zum 
Kostenersatz berechtigten Partei auch deren Geg­
ner solidarisch haftet, was hier gegeben ist. Nach 
§ 4 VWGebG trifft die Zahlungspflicht nicht nur 
den betreibenden Gläubiger, sondern auch den 
Verpflichteten. 

Zu Art. I Z 11 (§ 253 a): 

Diese Bestimmung erhöht die Effizienz des 
Exekutionsverfahrens, weil der betreibende Gläubi­
ger sehr bald über die Vermögenssituation des 
Verpflichteten informiert wird. Überdies bietet sie 
den Vorteil, daß der Gerichtsvollzieher an Ort und 
Stelle die Angaben des Verpflichteten überprüfen 
kann und daß der mit der Vorladung des 

Verpflichteten zUm Gericht verbundene Arbeitsauf­
wand entfällt. Der betreibende Gläubiger (oder 
dessen Vertreter) hat ein Fragerecht an den 
Verpflichteten. 

Zu Art. I Z 12: 

Zu § 290: 

1. Die Ausnahmebestimmung über die Unpfänd­
barkeit der Nachzahlungen bei Pensionsvorschüs­
sen und bei weiteren Leistungen der Arbeitsmarkt­
verwaltung (Abs. 1 Z 12 und 13) soll nicht mehr als 
geboten ausgedehnt werden. Es wird daher die 
Unpfändbarkeit darauf eingeschränkt, daß sie nur 
dann gegeben ist, wenn die Vorschüsse 5 000 S nicht 
übersteigen. Sind sie höher, ist der gesamte Betrag 
als pfändbar zu behandeln. 

2. Als Z 14 werden die Leistungen nach dem 
KOVG 1957 und dem OFG übernommen, damit 
der Pfändungsschutz aller wiederkehrender Lei~ 
stungen in einem Gesetz, nämlich in der Exeku­
tionsordnung, geregelt ist. Im KOVG 1957 und im 
OFG wird lediglich auf die EO verwiesen. 

Die Pfändbarkeit der Leistungen nach dem 
KOVG 1957 und dem OFG entspricht im 
wesentlichen der derzeitigen Gesetzeslage. Mit der 
neuen Z 14 werden in Form einer GeneralklauseI 
alle Leistungen nach KOVG 1957 und OFG 
(einschließlich jener, die begrifflich unter Abs. 1 Z 2 
und 5 fallen) als unpfändbar erklärt. Die nach Abs. 3 
vorgesehene Möglichkeit der Pfändung von Lei­
stungen nach KOVG 1957 und OFG ausschließlich 
zugunsten von Unterhaltsforderungen erstreckt sich 
lediglich auf die einem Arbeitseinkommen ver­
gleichbaren Renten und Beihilfen, sodaß die derzeit 
in § 55 Abs. 1 KOVG 1957 und § 11 b Abs. 1 OFG 
als unpfändbar angeführten Leistungen, wie die 
Pflege- und Blindenzulagen, Blindenführzulagen, 
Hilflosenzulagen, Zuschüsse, Sterbegeld und Klei­
der- und Wäschepauschale, auch in Zukunft von der 
Pfändung ausgenommen wären. 

3. Die von Z 15 erfaßten Leistungen der 
Tuberkulosehilfe sind die einmaligen Geldbeihilfen 
und Sachbeihilfen (§ 41 Abs. 1 lit. b Tuberkulosege­
setz) und die in § 41 Abs. 1 lit. c genannten 
Kostenersätze. Die Unpfändbarkeit der Beiträge zu 
den Kosten einer Bestattung beim Tod des 
Erkrankten ergibt sich überdies aus § 290 Abs. 1 
Z 5. 

Die regelmäßigen Geldbeihilfen fallen unter 
§ 290 a Abs. 1 Z 12 und sind daher beschränkt 
pfändbar. 

4. Der Anspruch der Strafgefangenen auf 
Arbeitsvergütung sowie die daraus herrührenden 
Beträge sind derzeit unpfändbar. Dies nicht zuletzt 
deshalb, weil die Arbeitsvergütung derzeit weit 
unter dem unpfändbaren Grundbetrag des Existenz-
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minimums liegt und somit bereits aus diesem Grund 
unpfändbar ist. Es ist jedoch geplant, im Zuge einer 
Novellierung des StVG das System der Arbeitsver­
gütung zu ändern und die Arbeitsvergütung deutlich 
zu erhöhen. Das Ausmaß der Erhöhung ist derzeit 
noch nicht absehbar. Es ist aber ins Auge gefaßt die 
Arbeitsvergütung an eine gerechte Entlohnung 
heranzuführen, womit dann eine gänzliche Un­
pfändbarkeit der Arbeitsvergütung nicht mehr 
gerechtfertigt wäre. Dem soll durch Befristung der 
Unpfändbarkeit bis 31. 12. 1993 Rechnung getragen 
werden (Art. XXXIV Abs. 16). 

Zu § 290 a: 

Es erscheint sinnvoll, nicht ausschließlich - wie 
dies derzeit in § 4 LPfG und in § 290 a Abs. 1 Z 12 
und 13 EO idF der RV EONov 1991 vorgesehen ist, 
auf den die Leistung begründenden Sachverhalt 
(Tötung, Körperverletzung, Gesundheitsschädi­
gung, Krankheit) abzustellen, sondern auch auf die 
infolge dieses Umstands zu erbringenden Leistun­
gen. 

Durch die Neuumschreibung werden die in 
§ 290 a Abs. 1 Z 12 geregelten Schadenersatzrenten 
erfaßt; sowohl die gesetzlichen, etwa nach dem 
Verbrechensopferentschä<;ligungsgesetz, als auch 
privatrechtliche. Nicht erfaßt werden Ersatzanspru­
che für Heilungskosten und für entgangenen 
Gewinn oder Anspruche auf Schmerzengeld, was 
durch die neue Fassung besser zum Ausdruck 
kommt, weil das Schmerzengeld in Ausnahmefällen 
auch als Rente gewährt werden kann (vgl. OGH 
10.9. 1985 ZVR 1986/50). 

Daruber hinaus werden - wie nach § 290 a 
Abs. 1 Z 13 EO idF der RV - auch die Leistungen 
nach dem Heeresversorgungsgesetz und dem 
Impfschadengesetz, das auf das HVG verweist, 
sowie die von der RV nicht erfaßten regelmäßigen 
Geldbeihilfen nach dem Tuberkulosegesetz (siehe 
auch die Ausführungen zu § 290. Pkt. 3), deren 
Einbeziehung verfassungsrechtlich geboten ist, 
erfaßt. 

Neben den für öffentlich-rechtliche Renten 
verwendeten Begriffen der Minderung der Erwerbs­
fähigkeit und der Sicherung des Lebensunterhalts 
wird . auch die für Schadenersatzrenten übliche 
Terminologie des Verdienstentgangs (vgl. § 1325 
ABGB) und des entgangenen Unterhalts (vgl. § 1327 
ABGB) aufgenommen (zu bei den Begriffen vgl. § 3 
V erbrechensopferentschädigungsgesetz). 

Zu§290b: 

Derzeit sind nach § 3 Z 2 LPfG die für die Dauer 
eines Urlaubs über das Arbeitseinkommen hinaus 
gewährten Bezüge (Uriaubszuschuß, Urlaubsbei­
hilfe, 14. Monatsgehalt und dergleichen) bis zur 

Höhe eines Monatseinkommens sowie nach § 3 Z 4 
LPfG die Weihnachtszuwendungen (Weihnachts­
remuneration, 13. Monatsgehalt und dergleichen) 
bis zum Betrag der Hälfte des monatlichen 
Arbeitseinkommens, höchstens aber bis zum Betrag 
von 3 700 S, unpfändbar. Bei einer Exekution 
zugunsten von Unterhaltsforderungen ist nach § 6 
Abs. 1 LPfG zumindest jeweils die Hälfte davon 
unpfändbar. 

Die pfändbaren Beträge sind in die Berechnungs­
grundlage einzubeziehen. Dies bedeutet, daß von 
dem Teil der Sonderzahlungen, der nicht bereits 
nach § 3 LPfG unpfändbar ist, überdies (zumindest) 
drei Zehntel unpfändbar sind. 

Durch die Unpfändbarkeit bzw. teilweise Un­
pfändbarkeit der Sonderzahlungen werden höhere 
Einkommen gegenüber niedrigeren Einkommen 
bevorzugt. Wird statt der Sonderbehandlung des 13. 
und 14. Monatsbezugs der unpfändbare Grundbe­
trag erhöht und werden die Sonderzahlungen wie 
ein Monatsbezug behandelt, so kommt dies vor 
allem (schutzwürdigen) Beziehern niedriger Ein­
kommen zugute. 

Es wird davon ausgegangen, daß die Ausgleichs­
zulage einen Mindestlebensstandard sichert, der 
Personen auch dann zur Verfügung stehen soll, 
wenn sie Verpflichtete in einem Exekutionsverfah­
ren sind. Die Einkommen von Ausgleichszulagenbe­
ziehern sollen daher zur Gänze pfändungsfrei sein. 
Der Sicherung des Mindestlebensstandards ist mehr 
Bedeutung beizumessen als der Beibehaltung einer 
(ohnehin sehr eingeschränkten) Kreditwürdigkeit 
der Ausgleichszulagenbezieher. 

Die Unpfändbarkeit von Bezügen der Ausgleichs­
zulagenbezieher wird dadurch erreicht, daß sowohl 
für die Monatsbezüge als auch für die Sonderzah­
lungen jeweils der unpfändbare Grundbetrag für 
Monatsleistungen gewährt wird, der der Aus­
gleichszulage entspricht. 

Bei Beibehaltung der derzeitigen Regelungen für 
die Sonderzahlungen wäre die Unpfändbarkeit der 
Bezüge der Ausgleichszulagenbezieher nicht zu 
erreichen, weil von der Sonderzahlung, die zu den 
im Monat Oktober bezogenen Renten (Pensionen) 
gebührt, immer ein Teil pfändbar wäre. 

Erhält der Verpflichtete keine· Sonderzahlungen, 
wird - wie bereits in der RV - ein erhöhter 
allgemeiner Grundbetrag vorgesehen (§ 291 a). 

Die vorgeschlagene Fassung entspricht auch 
besser als die RV einem der Ziele des Vorhabens, 
Erleichterungen für den Drittschuldner zu bringen, 
weil die. Tabellen, aus denen der unpfändbare 
Betrag herausgelesen werden kann, auch bei den 
Sonderzahlungen anwendbar sind. Die Regelung 
führt daher zu einer Vereinfachung für den 
Drittschuldner. 
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Unter diese Bestimmung fallen auch die Sonder­
z~?lungen zu der Sonderunterstützung nach dem 
SUG. Diese werden bei Sonderunterstützungen für 
Personen ab dem 50. bzw. 55. Lebensjahr gewährt. 

Zu § 290 c: 

Der Entwurf wird um eine Regelung darüber 
ergänzt, wie Vorschüsse und Nachzahlungen zu 
behandeln sind. Derzeit werden Vorschüsse nur in 
§ 293 Abs. 3 erwähnt. Danach ist unter anderem die 
Aufrechnung gegen 'den der Exekution entzogenen 
Teil der Forderung zur Einbringung eines Vor­
schusses zulässig. Eine ausdrückliche Regelung, wie 
bei einem Vorschuß der unpfändbare Freibetrag zu 
berechnen ist und ob die Beträge, die zur 
Rückzahlung des Vorschusses dienen, den pfändba­
ren oder den unpfändbaren Betrag vermindern, gibt 
es nicht. Die Rechtslage gibt dem Drittschuldner ein 
Wahlrecht; nach überwiegender Auffassung in der 
Lehre (Heller/BergeriStix, Lohnpfändung, 72) ist 
jedoch der Vorschuß zunächst auf den unpfändba­
ren Teil der Bezüge zu verrechnen. Überdies ist 
nach HelleriBergeriStix (Kommentar zur E04, 
2102) § 293 Abs. 3 nur dann anwendbar, wenn die 
Leistung, für die der Vorschuß gegeben worden ist, 
nicht erbracht wird, sodaß der Arbeitgeber nach 
§ 1435 ABGB ein Rückforderungsrecht hat. Diesen 
Anspruch kann er dann von anderen dem 
Arbeitnehmer etwa noch zustehenden Beträgen 
(unpfändbaren Bezugsteilen) abziehen. In den 
sonstigen - üblicherweise vorliegenden - Fällen 
wird die Regelung nur analog angewendet, weil ein 
Vorschuß ein Geldbetrag ist, der jemandem 
vorausbezahlt wird, obgleich er erst später darauf 
einen Anspruch hat. Eine teilweise Erfüllung vor 
Fälligkeit mindert somit den Anspruch des Gläubi­
gers. Es steht dem Schuldner keine Gegenforde­
rung, wie sie zu einer Aufrechnung (wovon § 293 
Abs. 3 spricht) notwendig wäre, zu. 

In Abs. 1 wird festgehalten, daß der Drittschuld­
ner Beträge zur Einbringung eines Vorschusses vom 
unpfändbaren Betrag einbehalten darf. Dies ist 
gerechtfertigt, weil die Gewährung eines Vorschus­
ses eine vorzeitige Erfüllung ist. Dadurch wird auch 
verhindert, daß ,zahlungsunwillige Schuldner durch 
entsprechende Vorschüsse künftige Exekutionen 
um den Erfolg bringen könnten (HelleriBergeri 
Stix, Lohnpfändung, 72). Wurde jedoch der 
Vorschuß nicht in dieser Absicht genommen und 
geriet der Arbeitnehmer in der Folge unverschuldet 
in Zahlungsschwierigkeiten und muß eine Lohn­
pfändung hinnehmen, so wäre es unbillig, daß in 
diesen Fällen dem Arbeitnehmer überhaupt nichts 
ausbezahlt wird (HelleriBergerIStix, Lohnpfän­
dung, 72). Es soll daher nicht der gesamte 
unpfändbare Betrag zur Einbringung eines V or­
schusses herangezogen werden, sondern dem 
Verpflichteten die Beträge nach § 292 Abs. 4 (Hälfte 
des allgemeinen Grundbetrags) verbleiben. Bleibt 

danach noch etwas offen, kann der Drittschuldner 
auch auf den pfändbaren Teil des Bezugs greifen. 
Bei Errechnung des unpfändbaren Betrags des 
Bezuges sind die Beträge, die bevorschußt wurden, 
in die Berechnungsgrundlage einzubeziehen, ob­
wohl sie dem Verpflichteten bereits früher bezahlt 
wurden (HelleriBergeriStix, Kommentar zur E04, 
2002). 

Die Abgrenzung zwischen Vorschuß und einem 
vom Arbeitgeber gewährten Darlehen ist vielfach 
schwierig. Aus der Sicht der Gläubiger ist es nicht zu 
rechtfertigen, daß Beträge zur Einbringung eines 
Vorschusses vor allem den unpfändbaren Betrag 
vermindern, Rückzahlungsbeträge eines vom Ar­
beitgeber gewährten Darlehens jedoch nicht. In 
diesem Fall würde dem Verpflichteten der unpfänd­
bare Freibetrag verbleiben. Der pfändbare Betrag 
würde den betreibenden Gläubigern oder dem 
Arbeitgeber zur Tilgung des Darlehens zugute 
kommen, je nach dem Rang ... Es wird daher 
vorgesehen, daß Beträge zur Rückzahlung eines 
zugezählten Betrags eines Darlehens (nicht somit 
die Zinsen) wie ein Vorschuß zu behandeln sind. 

In Abs. 3 wurde im Sinne der herrschenden 
Auffassung die Behandlung der Nachzahlungen 
klargestellt. 

Die Regelung des§ 293 Abs. 3 bleibt bestehen. Sie 
hat ihren Anwendungsbereich in der oben aufge­
zeigten Auslegung. Daß in diesem Fall der 
Drittschuldner auf den gesamten unpfändbaren 
Betrag greifen kann, ist gerechtfertigt, weil bei 
Nichterbringung der Leistungen, für die der 
Vorschuß gegeben worden ist, eine weitere 
Sicherung des Drittschuldners geboten ist. 

Zu § 291 a: 

Zur Höhe des allgemeinen Grundbetrags wird 
auf das zu § 290 b Gesagte verwiesen. 

Für einen Ausgleichszulagenbezieher ergibt sich 
ab dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes fol­
gende Verbesserung seiner Situation: 

Der Jahresbezug beträgt 91000 S. Er ist nach 
dem Entwurf zur Gänze unpfändbar. Auf Grund 
der derzeit bestehenden Bestimmungen ist lediglich 
65205 S unpfändbar; das ist eine Steigerung des 
unpfändbaren Betrags um fast 40%. 

Zu § 292: 

Die Beträge in Abs. 4 wurden gegenüber der RV 
erhöht, um die Relation zum allgemeinen Grundbe­
trag, der ebenfalls erhöht wurde, beizubehalten. 

Zu § 292 g: 

Der allgemeine Grundbetrag entspricht der Höhe 
der Ausgleichszulage. Um zu verhindern, daß in 
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Zukunft die Bezüge der Ausgleichszulagenbezieher 
im Hinblick auf ihre jährliche Erhöhung pfändbar 
werden, sind die unpfändbaren Beträge entspre­
chend der Entwicklung der Richtsätze für die 
Ausgleichszulage anzupassen. 

Zu § 292 j: 

Durch diese Änderung soll verhindert werden, 
daß wegen einer möglichen Rundung um fast 200 S 
Beträge von über 1 00 S neben den unpfändbaren 
Grundbeträgen unpfändbar sind. 

Zu Art. I Z 20 (§ 299): 

Die Änderung ist nur sprachlogisch begründet, 
nicht jedoch inhaltlicher Natur. 

Zu Art. I Z 23 (§ 300 a): 

Durch den mit der RV eingefügten Abs. 1 wird 
klargestellt, daß der Drittschuldner eine vorrangige 
Zession auch dann zu beachten hat, wenn der 
Zessionar keine Exszindierungsklage erhoben hat. 

Der Rang einer Zession richtet sich nach dem 
Abschluß der Zessionsvereinbarung. Das Eigentum 
an der zedierten Forderung geht nämlich bereits im 
Zeitpunkt der Zessionsvereinbarung vom Zedenten 
auf den Zessionar über (SZ 4812). Die Verständi­
gung des Zessus ist nicht Voraussetzung des 
Zustandekommens der Zession. Die Zession geht 
daher einer nach der Zession, wenn auch vor der 
Verständigung des Zessus erwirkten gerichtlichen 
Pfändung vor (Dittrich/Tades, ABGB33 § 1395 E2). 
Die Verständigung des Zessus hat jedoch insoweit 
Bedeutung, als der Schuldner, solange ihm der 
Zessionar nicht bekannt ist, berechtigt ist, schuldbe­
freiend an den Zedenten zu leisten. 

Bei der Sicherungszession - in der Kreditpraxis 
auch "stille Abtretung" genannt (SZ 4812) - erhält 
der Gläubiger nach außen die uneingeschränkte 
Stellung eines Forderungsinhabers, ist jedoch im 
Verhältnis zu seinem Schuldner gebunden 
(SZ 51/121). Es muß die für die Pfandrechtsbe­
gründung vorgeschriebene Form eingehalten wer­
den. Die Zession muß somit nachträglich leicht und 
verläßlich festgestellt werden können (Publizität). 
Wird dem durch Verständigung des übernommenen 
Schuldners Rechnung getragen (SZ 511121), so tritt 
die Wirkung mit dein Zeitpunkt des Zugangs der 
Verständigung des übernommenen Schuldners ein 
(SZ 48/2). Als Publizitäts akt kommt bei Buchforde­
rungen auch ein Vermerk in den Büchern in 
Betracht. Die Wirkung tritt hiebei mit Anbringung 
des Vermerks ein. Die Zession geht daher einer 
gerichtlichen Pfändung nur vor, wenn auch der 
Publizitäts akt (Verständigung des übernommenen 
Schuldners oder Anbringung des Vermerks in den 
:&üchern) vor der gerichtlichen Pfändung erfolgte. 

Eine weitere Sonderform der Zession ist die 
Inkassozession. Sie ist ein in die Form der Zession 
gekleideter, dem Schuldner gegenüber als solche 
wirkender Auftrag des Zedenten an den Zessionar, 
die Forderung im Namen des Zessionars, aber auf 
Rechnung des Zedenten geltend zu machen. Es 
handelt sich hiebei um eine Art Treuhand. Auch 
nach Verständigung des Schuldners ist noch eine 
wirksame Zahlung an den Zedenten möglich. Die 
gerichtliche Pfändung ist vorrangig zu beachten. 

Bei der stillen Zession soll der Zessus von der 
Abtretung nicht verständigt werden. Der Gläubiger 
(Zedent) ist im Innenverhältnis verpflichtet, die 
Forderung für einen Dritten (Zessionar) einzutrei­
ben. Diese Zession wirkt somit nur im Innenverhält­
nis; sie,hat für den Zessus keine Bedeutung. 

Der Zession kommt jedoch bei Bezügen im 
Hinblick auf das KSchG kaum Bedeutung zu. Nach 
§ 12 Abs. 1 KSchG darf nämlich eine Lohn-oder 
Gehaltsforderung des Verbrauchers dem Unterneh­
mer nicht zur Sicherung oder Befriedigung seiner 
noch nicht fälligen Forderungen abgetreten werden. 

Es wird daher zur Sicherung einer Forderung in 
diesem Fall die Verpfändung des Bezugs gewählt. 
Das Zusammentreffen· von Verpfändung und 
gerichtlicher Pfändung regelt Abs. 2. Durch den 
Hinweis auf § 300 Abs. 2 und 3 wird festgelegt, daß 
sich der Rang bei der Verpfändung nach dem 
Einlangen der Verpfändungserklärung beim 
Schuldner richtet. Dies ist auch bel der Verpfän­
dung von fortlaufenden Bezügen der Fall. In diesem 
Fall hat jedoch die Verständigung von der 
Verpfändung nur für den Rang Bedeutung. Erst 
eine zweite Verständigung, mit der die gerichtliche 
Geltendmachung der dem Pfandrecht zugrunde 
liegenden Forderung angezeigt wird, entfaltet die 
Wirkungen des Pfandrechts. Die Wirkung des 
Pfandrechts besteht darin, daß der Schuldner den 
vom Pfandrecht erfaßten Betrag zurückzubehalten 
hat. Dies ist der pfändbare Betrag, sofern der 
Verpfändungsgläubiger zum Zuge kommt. 

Die Auszahlung an den Verpfändungsgläubiger 
hat der Drittschuldner erst dann vorzunehmen, 
sobald der V erpfänd~ngsgläubiger einen Anspruch 
auf Verwertung hat. Dies ist einerseits dann der Fall, 
wenn der Verpfändungsgläubiger . einen Exeku­
tionstitel erlangt hat und seinerseits auch Exekution 
führt, andererseits auch dann, wenn eine vertragli­
che Vereinbarung über die außergerichtliche 
Verwertung vorliegt (RdW 1986, 304) und diese 
dem Drittschuldner bekanntgegeben wurde. Fällt 
die Verpfändung unter den Anwendungsbereich des 
KSchG, so ist § 12 dieses Gesetzeszu beachten, was 
bedeutet, daß die Vereinbarung einer außergericht­
lichen Verwertung bereits im Verpfändungsvertrag 
unzulässig ist. 

Solang der Gläubiger keinen Anspruch auf 
Verwertung hat, das Pfandrecht jedoch bereits 
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wirksam ist, ist der Drittschuldner auf Antrag eines 
Gläubigers verpflichtet, die vom Pfandrecht erfaß­
ten Beträge gerichtlich zu hinterlegen. 

Liegt eine (zulässige) Vereinbarung einer außer­
gerichtlichen Verwertung vor, werden vom vertrag­
lichen Pfandrecht ab der Mitteilung der Verwer­
tungsvereinbarung die danach fällig werdenden 
(pfändbaren) Bezüge erfaßt, wobei diese dem 
Verpfändungsgläubiger auch zu zahlen sind, soweit 
er rangmäßig zum Zuge kommt. 

Zu Art. I Z 24 (§ 301): 

Durch die Ergänzung wird klargestellt, daß auch 
die in § 300 a genannten Ansprüche Dritter, so auch 
eine sicherungsweise Abtretung, in die Drittschuld­
nererklärung aufzunehmen sind. 

Zu Art. I Z 25 (§ 302): 

Bei der Änderung handelt es sich lediglich um 
eine KlarsteIlung. 

Zu Art. I Z 45 (§ 366): 

Es wird vorgesehen, daß der betreibende 
Gläubiger für den Vollzug der Haft keinen 
Kostenvorschuß mehr erlegen muß. Der Erlag eines 
Kostenvorschusses erforderte einen meist überflüs­
sigen Verfahrensaufwand, weil die Haft im 
Exekutionsverfahren nur äußerst selten vollzogen 
wird. Der Entfall des Erlags eines Kostenvorschus­
ses, der derzeit 81 S pro Hafttag beträgt, bringt 
somit eine erhebliche Arbeitsersparnis (Auftrag zum 
Erlag eines Kostenvorschusses, Einzahlung, 
[Rück-]Zahlung, Prüfungen des Geldverkehrs). 

Zu Art. XVII und XVIII: 

Auf das zu Art. I Z 12 (§ 290 unter Pkt.2) 
Gesagte wird verwiesen. 

Zu Art. XXV: 

Da die Regelungen über die Pfändbarkeit von 
Bezügen vom Lohnpfändungsgesetz in die Exeku­
tionsordnung übernommen' wurden, war der Ver­
weis 'richtigzustellen. 

Zu Art. XXVI und XXVII: 

Durch Art. I Z 7 wird in der EO der Offenba­
rungseid durch . die Vorlage und Unterfertigung 
eines Vermögensverzeichnisses vor Gericht ersetzt. 
Da die für diese Änderung maßgebenden Gründe 
ebenso für den im Rahmen eines Insolvenzverfah­
rens abzulegenden Offenbarungseid gelten, enthal-

ten die Art. XXVI und XXVII die hiefür 
notwendigen Änderungen. 

Zu Art. XXVIII: 

Die Unterfertigung des Vermögensverzeichnisses 
vor Gericht soll (anders als die Abnahme des 
Offenbarungseids) in den Wirkungskreis des 
Rechtspflegers fallen. 

Zu Art. XXIX: 

Auf die Ausführungen zu Art. I Z 12 (§ 290 unter 
Pkt. 4) wird verwiesen. 

Zu Art. XXX: 

Auf das zu Art. I Z 12 unter Pkt. 3 zu § 290 sowie 
zu § 290'a Gesagte wird verwiesen. 

Zu Art. XXXI Z 1 (§ 27): 

Bis zum lnkrafttreten der WGN 1989 bestand für 
exekutionsrechtliche Klagen, die vor dem Bezirks­
gericht angebracht wurden (insbesondere nach 
§§ 35 bis 37 EO), keine absolute Anwaltspflicht. Die 
Änderung des § 27 ZPO durch die WGN 1989 warf 
die Frage auf, ob dies auch derzeit der Fall ist (Hule, 
Ungeplante Änderung von Rechtsnormen? Drei 
Beispiele aus der WGN 1989, RZ 1991, 134). Es 
empfiehlt sich daher eine KlarsteIlung, daß die 
absolute Anwaltspflicht in allen Angelegenheiten, 
die von Gesetzes wegen ohne Rücksicht auf den 
Wert des Streitgegenstands vor die Bezirksgerichte 
gehören, nicht gilt. Es werden hiebei nicht nur die 
Fälle der Eigenzuständigkeit des Bezirksgerichts 
nach § 49 Abs. 2 JN, sondern auch die Fälle einer 
individuellen Zuständigkeit des Bezirksgerichts, 
insbesondere die im Laufe eines Exekutionsverfah­
rens und aus Anlaß desselben sich ergebenden 
Streitigkeiten, soweit sie im Einzelfall beim 
Bezirksgericht anzubringen sind, erfa:ßt. Wird 
hingegen eine Oppositions- oder Impugnations­
klage beim Titelgericht, das ein Gerichtshof ist, 
angebracht, bleibt es bei der Anwaltspflicht. 

Zu Art. XXXI Z 2 (§ 50): 

Es ist herrschende Rechtsprechung, daß im Falle 
des nachträglichen Wegfalls des Rechtsschutzinter­
esses (des Rechtsschutzbedürfnisses, der Beschwer) 
ein Interesse an einer für den Rechtsmittelwerber 
günstigeren Kostenentscheidung die fehlende Be­
schwer in der Hauptsache nicht zu ersetzen vermag 
(SZ 6116, OGH 27.2. 1991, 3 Ob 1001191 bis 
3 Ob 1007/91, u. a.). 

Die Rechtsprechung sagt in solchen Fällen meist, 
daß das Rechtsmittelverfahren nicht dazu da sei, 
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bloß "theoretische Fragen" zu lösen: Nach 
Auffassung des Justizausschusses ist aber die 
Kostenfrage keineswegs nur von theoretischem 
Interesse, sondern von erheblicher, meist schwer­
wiegender Bedeutung für die Parteien. 

Die vorgeschlagene Regelung soll freilich zu 
keinem unverhältnismäßigen Verfahrensaufwand 
führen, weshalb unter den Voraussetzungen des 
zweiten Satzes - analog § 273 Abs. 1 Satz 1 ZPO 
- die Kostenentscheidung nach "freier Überzeu­
gung" (über die abstrakte Berechtigung des 
Rechtsmittels in der Sache selbst) getroffen werden 
soll. 

Ein "unverhältnismäßiger" Verfahrensaufwand 
wird in der Regel dann gegeben sein, wenn die 
angefochtene Entscheidung zwecks Verfahrenser­
gänzung hätte aufgehoben werden müssen. Umge­
kehrt wird ein "unverhältnismäßiger" Verfahrens­
aufwand jedenfalls dann nicht zu bejahen sein, 
wenn die erforderliche Klärung von Tatsachen auf 
Grund der Akten möglich ist. 

Zu Art. XXXII: 

In § 47 EO idF Art. I Z 7 ist vorgesehen, vom 
Verpflichteten ein Vermögensverzeichnis zu verlan­
gen, falls die Exekutionsführung erfolglos geblieben 
ist. Dies soll auch durch Beugestrafen erzwungen 
werden können (§48 EO). Das Vermögensver­
zeichnis soll allerdings nicht mehr eidlich bekräftigt 
werden, womit das Rechtsinstitut des Offenba­
rungseids ersatzlos entfällt. 

Nach der geltenden Rechtslage muß der 
Verpflichtete seine Angaben zur Vermögenslage 
durch einen Eid bekräftigen (§ 47 Abs. 2 EO). Wer 
dabei Vermögenswerte verheimlicht, falsch dekla­
riert oder sonst seine Vermögenssituation beim 
Offenbarungseidverfahren verschleiert, verantwor­
tet das Verbrechen der falschen Beweisaussage vor 
Gericht in der qualifizierten Form des § 288 Abs. 2 
StGB. 

Wenn nach der Novellierung der §§ 47 ff EO 
kein Offenbarungseid mehr vorgesehen ist, kann der 
Verpflichtete, der ein falsches Vermögensverzeich­
nis vorlegt, nicht mehr wegen des Verbrechens der 
falschen Beweisaussage vor Gericht nach § 288 
Abs. 2 StGB belangt werden. Entsprechendes gilt 
für den Offenbarungseid nach den Insolvenzgeset­
zen. Um aber der mit der Unterfertigung eines 
falschen oder unvollständig ausgefüllten Vermö­
gensverzeichnisses einhergehenden Beeinträchti­
gung der Rechtspflege mit einer adäquaten 
Strafdrohung begegnen zu können, hat der 
Justizausschuß, im 21. Abschnitt des StGB als 
§ 292 a den neuen Tatbestand des falschen Vermö­
gensverzeichnisses eingefügt. 

Der neue Tatbestand erfaßt jene Fälle, in denen 
die Tathandlung ausschließlich darin besteht, daß 

der Verpflichtete ein falsches oder unvollständiges 
Vermögensverzeichnis unterfertigt, sofern damit 
eine konkrete Gefährdung von Gläubigerinteressen 
verbunden ist. Der Verpflichtete soll einer straf­
rechtlich pönalisierten Mitwirkungspflicht im Exe­
kutionsverfahren unterworfen werden, weil dies zur 
Wahrung der Gläubigerinteressen unerläßlich er­
scheint. Diese Schutzinteressen gebieten es, einer­
seits den neuen Tatbestand unter die strafbaren 
Handlungen gegen die Rechtspflege einzureihen 
und andererseits die Strafbarkeit auf jene Fälle zu 
begrenzen, in denen tatsächlich die Gefahr der 
Beeinträchtigung der Interessen (zumindest) eines 
Gläubigers eingetreten ist. Eine solche konkrete 
Gefährdung von Gläubigerinteressen wird etwa 
dann zu verneinen sein, wenn der Verpflichtete im 
Vermögensverzeichnis vorsätzlich in seinem Eigen­
tum befindliche Gegenstände verschweigt, die der 
Exekution ohnehin entzogen sind (§ 251 EO). 

Wenn hingegen der Verpflichtete über das 
Unterzeichnen eines falschen oder unvollständigen 
Vermögensverzeichnisses hinausgehende Ver­
schleierungsakte im Sinne eines Verheimlichens 
setzt, die die Befriedigung zumindest eines andrän­
genden Gläubigers vereiteln oder schmälern, wird in 
der Regel das Delikt des falschen. Vermögensverc 
zeichnisses durch die Vermögensstraftatbestände 
der §§ 156, 162 StGB verdiängt werden. Ein 
Handeln des zur Mitwirkung im Exekutionsverfah­
ren verhaltenen Verpflichteten, das über die falsche 
Parteienbehauptung im Vermögensverzeichnis hin­
ausgehend darauf abzielt, Vermögenswerte dem 
Zugriff der andrängenden Gläubiger zu entziehen, 
unterliegt teilweise auch höheren Strafsätzen (§ 156 
Abs.1 und 2, § 162 Abs.2 StGB) , die dem im 
Regelfall gegenüber einem falschen Vermögensver­
zeichnis gesteigerten Unwert eines solchen Täter­
verhaltens Rechnung tragen. 

Solange die Interessen des Gläubigers auf 
Befriedigung im Zwangsvollstreckungsverfahren 
noch keinen Schaden erlitten haben, soll der Täter 
durch eine Richtigstellung oder Ergänzung seiner 
Angaben im Vermögensverzeichnis eine Wiedergut­
machung des Rechtsbruchs herbeiführen können. In 
Anlehnung an § 291 StGB, der es ermöglicht, die 
falsche Beweisaussage vor Gericht mit strafbefreien­
der Wirkung richtigzustellen, sieht § 292 b StGB 
daher vor, daß die Strafbarkeit des falschen 
Vermögensverzeichnisses durch tätige Reue aufge­
hoben wird, falls der . Verpflichtete freiwillig und 
rechtzeitig seine wahren Vermögensverhältnisse 
offenlegt. Diese Möglichkeit ist dadurch begrenzt, 
daß der Täter aktiv werden muß, bevor eine 
Strafverfolgungsbehörde Kenntnis erlangt, und daß 
das zunächst falsche oder unvollständige Vermö­
gensverzeichnis (noch) nicht zu einer Vereitelung 
oder Schmälerung der Befriedigung des betroffenen 
Gläubigers im Zwangsvollstreckungsverfahren ge­
führt hat. Eine solche Vereitelung oder Schmäle­
rung der Befriedigung des betreibenden Gläubigers 
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tritt in aller Regel dann ein, wenn er vom - falschen 
oder unvollständigen - Vermögensverzeichnis in 
Kenntnis gesetzt wird, weil er ab diesem Zeitpunkt 
entscheiden muß, ob und welche weiteren Exeku­
tionsschritte er beantragt oder unterläßt. 

Zu Art. XXXIII Z 8: 

Von der in Art. XXII der RV vorgesehenen 
(wortgleichen) Übernahme des § 1 USchG in das 
ABGB wurde abgesehen, um nicht aus diesem 
Grund das ABGB zu ändern. Da § 292 e EO idF 
Art. I Z 12 nicht nur § 10 Abs. 2 LPfG, sondern auch 
§ 2 USchG ersetzt, war diese Bestimmung aufzuhe­
ben. § 1 USchG bleibt als einzige materielle 
Bestimmung dieses Bundesgesetzes erhalten. 

Zu Art. XXXIV Abs. 9 bis 11: 

Für §§ 47 bis 49 EO waren eigene Übergangsbe­
stimmungen vorzusehen, um zu verhindern, daß 
während einer langen Übergangsfrist die Ablegung 
von Offenbarungseiden noch geboten ist, weil nach 
Abs. 1 die Bestimmungen auf Exekutionsverfahren 
nur dann anzuwenden sind, in denen der Exeku­
tionsantrag nach dem 29. Februar 1992 bei Gericht 
eingelangt ist. Es wird somit vorgesehen, daß es bei 

Vonwald 

Berichterstatter 

§§ 47 bis 49 EO nicht auf die Einleitung des 
Exekutionsverfahrens, sondern auf das Datum des 
Beschlusses, mit dem die Vorlage und Unterferti­
gung des Vermögensverzeichnisses angeordnet 
wird, ankommt. Die für die nochmalige Vorlage 
und Unterfertigung eines Vermögensverzeichnisses 
vorgesehene (neue und kürzere) Sperrfrist von 
einem Jahr gilt auch gegenüber einem früher 
abgelegten Offenbarungseid. 

Hinsichtlich der im Insolvenzverfahren vorzule­
genden Vermögensverzeichnisse soll es jedoch auf 
die Verfahrenseröffnung . oder die Ablehnung des 
Verfahrens mangels hinreichenden Vermögens 
ankommen. 

Zu Art. XXXIV Abs. 16: 

Auf das zu Art. I Z 12 (§ 290 unter Pkt.4) 
Gesagte wird verwiesen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 

Justizausschuß somit den An t rag, der National- 0'. rat wolle dem an ge s chi 0 s sen enG e setz - ,. 
e nt w u r f die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. . 

Wien, 1991 10 17 

Dr. Graff 

Obmann 

2 
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Bundesgesetz, mit dem Bestimmungen 
über den Umfang der Pfändung von Forderun­
gen in der Exekutionsordnung getroffen sowie 
das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das 
Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das 
Bauern-Sozialversicherungsgesetz, das Beam­
ten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz, 
das Notarversicherungsgesetz 1972, das AI­
beitslosenversicherungsgesetz 1977, das Bauar­
beiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, das 
Urlaubsgesetz, das Familienlastenausgleichsge­
setz 1967, das Heeresversorgungsgesetz, das 
Karenzurlaubsgeldgesetz, das Mutterschutzge­
setz, das AIbeitsmarktförderungsgesetz, das 
Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz, das Unter­
haltsvorschußgesetz 1985, das Kriegsopferver­
sorgungsgesetz 1957, das Opferfürsorgegesetz, 
das Heeresgebührengesetz 1985, das Auslands­
einsatzgesetz, das Zivildienstgesetz 1986, das 
Reichshaftpflichtgesetz, das Eisenbahn- und 
Kraftfahrzeughaftpflichtgesetz, das Atomhaft­
pflichtgesetz, das Auslandseinsatzzulagenge­
setz, die Konkursordnung, die Ausgleichsord­
nung, das Rechtspfle~ergesetz, das Strafvoll­
zugsgesetz, das Tuberkulosegesetz, die Zivil­
prozeßordnung und das Strafgesetzbuch geän­
dert werden (Exekutionsordnungs-No-

velle 1991 - EO-Nov 1991) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Änderungen d~r Exekutionsordnung 

Die Exekutionsordnung, RGBI. Nr. 7911896, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 10/1991 und die Kundmachung BGBI. 
Nr. 178/1991, wird wie folgt geändert: 

1. Der bisherige § 8 erhält die Absatzbezeichnung 
,,(1)"; als neue Abs. 2 und 3 werden angefügt: 

,,(2) Die Exekution ist auch hinsichtlich des 
Anspruchs zu bewilligen, der sich auf Grund einer 
Wertsicherungsklausel ergibt, wenn 

1. die Wertsicherungsklausel an nicht mehr als 
eine veränderliche Größe anknüpft und 

2. der Aufwertungsschlüssel durch eine unbe­
denkliche Urkunde bewiesen wird. Der Beweis 
entfällt, wenn Aufwertungsschlüssel ein vom 
Österreichischen Statistischen Zentral amt ver­
lautbarter Verbraucherpreisindex oder die 
Höhe des Aufwertungsschlüssels _ gesetzlich 
bestimmt ist. 

(3) Ist nach einem Exekutionstitel ein Anspruch 
wertgesichert zu zahlen, ohne daß hiezu Näheres 
bestimmt ist, so gilt als Aufwertungsschlüssel der 
vom Österreichischen Statistischen Zentralamt 
verlautbarte, für den Monat der Schaffung des 
Exekutionstitels gültige Verbraucherpreisindex. Der 
Anspruch vermindert oder erhöht sich in dem Maß, 
als sich der Verbraucherpreisindex gegenÜber dem 
Zeitpunkt der Schäffung des Exekutionstitels 
ändert. Änderungen sind so lange nicht zu 
berücksichtigen, als sie 10% der bisher maßgeben­
den Indexzahl nicht übersteigen." 

2_ In § 10 wird die Wendung "in den §§ 7 und 9" 
durch die Wendung "in § 7 Abs. 1 und 2, § 8 Abs. 2 
und § 9" ersetzt. 

3. § 10 a wird aufgehoben. 

4. Der bisherige § 14 erhält die Absatzbezeich­
nung ,,(1)"; als neue Abs. 2 und 3 werden angefügt: 

,,(2) Ist eine Exekution auf eine Gehaltsforderung 
oder eine andere in fortlaufenden Bezügen 
bestehende Forderung anhängig, so ist zur Herein­
bringung derselben Forderung eine Exekution auf 
bewegliche körperliche Sachen erst dann zu 
vollziehen, wenn 

1. die Exekution nach § 294 a erfolglos geblieben 
ist, weil der Hauptverband der österreichi­
schen Sozialversicherungsträger die Anfrage 
des Gerichts nach § 294 a nicht positiv 
beantwortet hat, oder 

2. der Drittschuldner in seiner Erklärung die 
gepfändete Forderung nicht als begründet 
anerkannt oder keine Erklärung abgegeben 
hat oder 
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3. der betreibende Gläubiger den Vollzug der 
Exekution auf bewegliche körperliche Sachen 
nach Erhalt der Erklärung des Drittschuldners 
beantragt. 

(3) Eine Exekution nach § 294 a darf ein 
betreibender Gläubiger nach' Bewilligung einer 
Exekution auf bewegliche körperliche Sachen erst 
dann beantragen, wenn seit Bewilligung ein Jahr 
vergangen ist oder der betreibende Gläubiger 
glaubhaft macht, daß er erst nach seinem Antrag auf 
Exekution auf bewegliche körperliche Sachen 
erfahren hat, daß dem Verpflichteten Forderungen 
im Sinn des § 290 a zustehen." 

5. § 36 Abs. 1 Z 2 lautet: 
,,2. daß sich der Anspruch, zu dessen Hereinbrin­

gung die Exekution bewilligt wurde, auf 
Grund einer Wertsicherungsklausel ergibt;". 

6. § 39 Abs. 2 Satz 2 lautet: 

"Wenn auf Geldforderungen Exekution geführt 
wird, gilt die dem Exekutionsgericht erstattete 
Anzeige des Drittschuldners über die Unzulässigkeit 
der Exekutionsführung (§ 294 Abs. 4) als Antrag auf 
Einstellung der Exekution." 

7. §§ 47 bis 49 lauten: 

" Vermögensverzeichnis 

§ 47. (1) Wenn die Sachen, wegen deren 
Herausgabe oder Leistung Exekution geführt wird, 
beim Verpflichteten nicht vorgefunden werden, hat 
er vor Gericht oder vor dem Vollstreckungsorgan 
anzugeben, wo sich diese Sachen befinden, oder daß 
er sie nicht besitze und auch nicht wisse, wo sie sich 
befinden. 

(2) Der Verpflichtete hat dem Gericht ein 
Verzeichnis seines Vermögens vorzulegen, hiebei 
den Ort, an dem sich die einzelnen Vermögens­
stücke befinden, anzugeben und bei Forderungen 
deren Grund und die Beweismittel zu bezeichnen. 
Für das Vermögensverzeichnis ist ein vom Bundes­
minister für Justiz aufzulegendes und im Amtsblatt 
der österreichischen Justizverwaltung kundzuma­
chendes Formblatt zu verwenden. Der Verpflichtete 
hat vor Gericht oder vor dem Vollstreckungsorgan 
das Vermögensverzeichnis zu unterfertigen und 
dadurch zu bestätigen, daß seine Angaben richtig 
und vollständig seien und daß er von seinem 
Vermögen nichts verschwiegen habe, wenn 

1. der Vollzug einer Exekution wegen Geldfor­
derungen erfolglos geblieben ist, weil beim 
Verpflichteten keine Sachen, die in Exekution 
gezogen werden konnten, oder nur solche 
Sachen vorgefunden wurden, deren Unzu­
länglichkeit sich mit Rücksicht auf ihren 
geringen Wert oder auf die daran zu Gunsten 
anderer Gläubiger bereits begründeten Pfand- . 
rechte klar ergibt, oder die von dritten 

Personen In Anspruch genommen werden, 
oder wenn 

2. eine Exekution nach § 294 a erfolglos geblie~ 
ben ist, weil der Hauptverband der österreichi­
schen Sozialversicherungsträger die Anfrage 
des Gerichts nach § 294 a . nicht positiv 
beantwortet hat, oder wenn der Erlös. dieser 
Exekution voraussichtlich nicht ausreichen 
wird, die vollstreckbare Forderung samt 
Nebengebühren im Lauf eines Jahres zu tilgen. 

(3) Die Finanzprokuratur und das Finanzamt, 
soweit es nach den geltenden Vorschriften an Stelle 
der Finanzprokuratur einzuschreiten berufen ist, 
können die Vorlage eines Vermögensverzeichnisses 
und dessen Unterfertigung vor Gericht beantragen, 
wenn die finanzbehördliche Exekution zur Herein­
bringung der Steuern, Zuschläge und der den 
Steuern hinsiGhtlich der Einbringung gleich gehalte­
nen Leistungen erfolglos geblieben ist. Der Antrag 
ist bei dem Bezirksgericht zu stellen, in des~en 
Sprengel die Exekution erfolglos versucht wurde. 

(4) Das Exekutionsgericht kann auf Anreguf!,g 
des betreibenden Gläubigers oder von Amts wegen 
noch anclere nach den gegebenen Verhältnissen zur 
Ermittlung der herauszugebenden oder in Exeku­
tion zu ziehenden Sachen dienliche Fragen in das 
Vermögensverzeichnis aufnehmen. 

Erzwingung der Vorlage und Unterfertigung des· 
Vermögensverzeichnisses 

§ 48. (1) Erscheint der ordnungsgemäß geladene 
Verpflichtete ohne genügende Entschuldigung nicht 
bei Gericht, um das Vermögensverzeichnis vorzule­
gen und zu unterfertigen, oder verweigert der 
Verpflichtete ungerechtfertigterweise die Vorlage 
des Vermögensverzeichnisses oder dessen U nterfer­
tigung vor dem Vollstreckungsorgan, so hat das 
Gericht die zwangsweise Vorführung des Verpflich­
teten anzuordnen. 

(2) Wenn der Verpflichtete die Vorlage des 
Vermögensverzeichnisses oder dessen U nterferti­
gung vor Gericht ungerechtfertigterweise verwei­
gert, hat das Exekutionsgericht zu deren Erzwin­
gung die Haft zu verhängen. Die Haft ist nach den 
§§ 360 bis 366 zu vollziehen. Sie darf in ihrer 
Gesamtdauer sechs Monate nicht überschreiten und 
endet, sobald der Verpflichtete das Vermögensver­
zeichnis vorlegt und vor GerIcht unterfertigt. 

(3) Der verhaftete Verpflichtete kann zu jeder 
Zeit beim Bezirksgericht des Haftorts ein Vermö­
gensverzeichnis vorlegen und beantragen, zu dessen 
Unterfertigung vor diesem Gericht zugelassen zu 
werden. Dem Antrag ist ohne weiteres Verfahren 
stattzugeben. 

(4) Die Verhängung der Haft verliert ihre 
Wirksamkeit, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
vollzogen worden ist. Der Verpflichtete kann 
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jedoch neuerlich zur Vorlage eines Vermögensver­
zeichnisses und zu dessen Unterfertigung vor 
Gericht verhalten werden. Auch die Haft kann unter 
den in Abs. 2 bezeichneten Voraussetzungen 
neuerlich verhängt werden. 

Neuerliche Vorlage und Unterfertigung eines 
Vermögensverzeichnisses 

§ 49. (1) Wer ein Vermögensverzeichn)~nach 
§ 47 Abs. 2 vorgelegt und vor Gericht unterfertigt 
hat, ist zur neuerlichen Vorlage und Unterfertigung 
auch dritten Gläubigern gegenüber nur dann 
verpflichtet, wenn glaubhaft gemacht wird, daß er 
später Vermögen erworben habe. Gleicher Glaub­
haftmachung bedarf es, wenn nach Vollstreckung 
der sechsmonatigen Haft nach § 48 gegen den 
Verpflichteten neuerlich zur Erzwingung der 
Vorlage eines Vermögensverzeichnisses und dessen 
Unterfertigung vor Gericht die Haft verhängt 
werden soll. Der Glaubhaftmachung bedarf es 
jedoch in beiden Fällen nicht, wenn seit Vollstrek­
kung der Haft oder Vorlage des Vermögensver­
zeichnisses und dessen Unterfertigung vor Gericht 
oder dem Vollstreckungsorgan mehr als ein Jahr 
vergangen sind. 

(2) Der Verpflichtete kann nach einer Vermö­
gensangabe nach § 47 Abs. 1 auf Antrag desselben 
betreibenden Gläubigers und wegen desselben 
Anspruchs zur nochmaligen Vermögensangabe vor 
Gericht nur dann verhalten werden, wenn der 
betreibende Gläubiger glaubhaft macht, daß sich 
seither die Sachlage in bezug auf die Innehabung 
der Sachen oder das Wissen des Verpflichteten 
geändert hat. 

(3) Sind die Voraussetzungen des § 47 Abs.2 
gegeben und ist ein Auftrag zu einer neuerlichen 
Vorlage eines Vermögensverzeichnisses und dessen 
Unterfertigung nach Abs. 1 unzulässig, so ist dem 
betreibenden Gläubiger eine Abschrift des zuletzt 
vorgelegten und unterfertigten Vermögensverzeich­
nisses zu übersenden." 

8. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Z 2 Satz 2 lautet: 

"Bei Geldforderungen sind auch 
a) der Betrag, der im Exekutionsweg hereinge­

bracht werden soll, 
b) die beanspruchten Nebengebühren und 
c) der Anspruch, der sich auf Grund emer 

Wertsicherungsklausel ergibt, 
anzugeben;" . 

b) Abs. 2 letzter Satz lautet: 

"Bei Schiedssprüchen (§ 1 Z 16) ist eine Bestätigung 
der Rechtskraft und der Vollstreckbarkeit im Sinn 
des § 594 Abs. 2 ZPO beizubringen." 

9. Nach § 54 wird folgender § 54 a eingefügt: 

,,§ 54 a. (1) Das Exekutionsverfahren kann mit 
Hilfe automationsunterstützter Datenverarbeitung 
durchgeführt werden. 

(2) Der Bundesminister für Justiz wird ermäch­
tigt, zur Ermöglichung einer zweckmäßigen Be­
handlung der Eingaben in den mit Hilfe automa­
tionsunterstützter Datenverarbeitung geführten 
Exekutionsverfahren mit Verordnung Formblätter 
einzuführen, die die Parteien für ihre Eingaben an 
das Gericht zu verwenden haben. Diese Formblätter 
sind so zu gestalten, daß sie die Parteien leicht und 
sicher verwenden können. 

(3) Für das Exekutionsverfahren, das mit Hilfe 
automationsunterstützter Datenverarbeitung 
durchgeführt wird, gelten folgende Besonderheiten: 

1. Exekutionsanträge und andere Schriftsätze 
können in einfacher Ausfertigung und ohne 
Beibringung von Halbschriften überreicht 
werden; 

2. die Zustellung von Ausfertigungen von 
Schriftsätzen an den Gegner (§ 80 Abs. 1 
ZPO) kann entfallen, wenn der Inhalt des 
Schriftsatzes in der Erledigung des Gerichts 
vollständig wiedergegeben wird; 

3. ergeht ein Auftrag zur Verbesserung einer 
Eingabe, weil sich der Antragsteller nicht des 
hiefür eingeführten Formblatts bedient hat, so 
ist diesem Auftrag das entsprechende Form­
blatt anzuschließen; 

4. § 453 a Z 6 ZPO und § 89 e Abs. 1 GOG sind 
sinngemäß anzuwenden." 

10. § 74 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Ob und in welcher Höhe die vom betreibenden 
Gläubiger gezahlten V ollzugs- und Wegegebühren 
zu erstatten sind, ist auch ohne Verlangen zu 
bestimmen." 

11. Nach § 253 wird folgender § 253 a eingefügt: 

,,Aufnahme eines Vermögensverzeichnisses 

§ 253 a. Der Verpflichtete hat am Vollzugsort 
dem Vollstreckungsorgan ein Vermögensverzeich­
nis vorzulegen und es zu unterfertigen, wenn der 
Vollzug erfolglos geblieben ist, weil beim Verpflich­
teten keine Sachen, die in Exekution gezogen 
werden konnten, oder nur solche Sachen vorgefun­
den wurden, deren Unzulänglichkeit sich mit 
Rücksicht auf ihren geringen Wert oder auf die 
daran zu Gunsteh anderer Gläubiger bereits 
begründeten Pfandrechte klar ergibt, oder welche 
von dritten Personen in Anspruch genommen 
werden. Der betreibende Gläubiger kann dem 
Verpflichteten zur Ermittlung der in Exekution zu 
ziehenden Sachen Fragen durch das Vollstrek­
kungsorgan stellen lassen oder mit dessen Zustim­
mung unmittelbar selbst stellen." 
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12. Die §§ 290 und 291 sowie die Überschriften 
"Beschränkungen der Exekution auf Bezüge aus 
Dienst- und Arbeitsverhältnissen.", ,,1. Unpfänd­
barkeit von Bezügen aus Dienst- und Arbeitsver­
hältnissen.", ,,2. Pfändbarkeit von Bezügen aus 
Dienst- und Arbeitsverhältnissen." und "Sonstige 
Beschränkungen der Exekution." werden durch 
folgende Bestimmungen samt Überschriften ersetzt: 

"Unpfändbare Forderungen 

§ 290. (1) Unpfändbar sind Forderungen auf 
folgende Leistungen: 

1. Aufwandsentschädigungen, soweit sie den in 
Ausübung der Berufstätigkeit tatsächlich 
erwachsenden Mehraufwand abgelten, insbe­
sondere für auswärtige Arbeiten, für Arbeits­
material und Arbeitsgerät, das vom Arbeit­
nehmer selbst beigesteIlt wird, sowie für Kauf 
und Reinigen typischer Arbeitskleidung; 

2. gesetzliche Beihilfen und Zulagen, die zur 
Abdeckung des Mehraufwands wegen kör­
perlicher oder geistiger Behinderung, Hilflo­
sigkeit oder Pflegebedürftigkeit zu gewähren 
sind, wie zB der Hilflosenzuschuß und die 
Hilflosenzulage ; 

3. Beihilfen der Arbeitsmarktverwaltung, soweit 
sie nicht unter § 290 a Abs. 1 Z 8 fallen, sowie 
einem Versehrten gewährte berufliche Maß­
nahmen der Rehabilitation, die die Fortset­
zung der Erwerbstätigkeit ermöglichen; 

4. Ersatz der Kosten, die der Arbeitnehmer für 
seine Vertretung aufwenden muß; 

5. Beiträge für Bestattungskosten; 
6. Rückersätze und Kostenvergütungen für 

Sachleistungsansprüche sowie Kostenersätze 
aus der gesetzlichen Sozialversicherung und 
Entschädigungen für aufgewendete Hei­
lungskosten; 

7. Leistungen aus dem Unterstützungsfonds 
und besondere Unterstützungen nach den 
Sozialversicherungsgesetzen ; 

8. gesetzliche Beihilfen zur Zahlung des Miet­
zinses oder zur Deckung des sonstigen 
Wohnungsaufwands; 

9. gesetzliche Familienbeihilfe einschließlich 
Familienzuschlag und Schulfahrtbeihilfe; 

10. gesetzliche Leistungen, die aus Anlaß der 
Geburt eines Kindes zu gewähren sind, 
soweit sie nicht unter § 290 a Abs. 1 Z 6 
fallen, insbesondere das Karenzurlaubsgeld, 
die Karenzurlaubshilfe, die Teilzeitbeihilfe, 
die Sondernotstandshilfe für alleinstehende 
Mütter und das Sonderkarenzurlaubsgeld 
sowie die Geburtenbeihilfe und die Sonder­
zahlung zur Geburtenbeihilfe; 

11. Beihilfen und Stipendien, die Schülern und 
Studenten gewährt werden; 

12. Nachzahlungen der Differenz zwischen den 
nicht vom Pensionsversicherungsträger ge-

währten gesetzlichen Pensionsvorschüssen 
einerseits sowie den Pensionen und den 
Leistungen, die für die Dauer der Arbeitslo­
sigkeit zu gewähren sind, andererseits, sofern 
sie 5 000 S nicht übersteigen; . 

13. Nachzahlungen der Differenz bei Leistun­
gen, die für die Dauer der Arbeitslosigkeit zu 
gewähren sind, Beihilfen der Arbeitsmarkt­
verw3,ltung, die zur Deckung des Lebensun­
terhalts gewährt werden, und nicht vom 
Pensionsversicherungsträger gewährten ge­
setzlichen Pensionsvorschüssen, sofern sie 
5 000 S nicht übemeigen; 

14. Leistungen nach dem Kriegsopferversor­
gungsgesetz und dem Opferfürsorgegesetz; 

15. Leistungen der Tuberkulosehilfe, soweit es 
sich nicht um regelmäßige· Geldbeihilfen 
handelt; 

16. Ansprüche auf die Arbeitsvergütung nach 
dem Strafvollzugsgesetz und daraus herrüh­
rende Beträge. 

(2) Die Unpfändbarkeit gilt nicht, wenn die 
Exekution wegen einer Forderung geführt wird, zu 
deren Begleichung die Leistung widmungsgemäß . 
bestimmt ist. 

(3) Die Unpfändbarkeit von Renten und Beihilfen 
nach Abs. 1 Z 14 gilt nicht bei einer Exekution 
wegen einer Forderung nach § 291 b Abs. 1 Z 1. 

Beschränkt pfändbare Forderungen 

§ 290 a. (1) Forderungen auf folgende Leistungen 
dürfen nur nach Maßgabe des § 291 a oder des 
§ 291 b gepfändet werden: 

1. Einkünfte aus einem privat- oder öffentlich­
rechtlichen Arbeitsverhältnis, einem Lehr-, 
oder sonstigenAusbildungsverhältnis und die 
gesetzlichen Leistungen an Präsenz- und 
Zivildienstleistende; 

2. sonstige wiederkehrende Vergütungen für 
Arbeitsleistungen aller Art, die die Erwerbs­
tätigkeit des Verpflichteten vollständig oder 
zu einem wesentlichen Teil in Anspruch 
nehmen; 

3. Bezüge, die ein Arbeitnehmer zum Ausgleich 
für Wettbewerbsbeschränkungen für die Zeit 
nach Beendigung seines Arbeitsyerhältnisses 
beanspruchen kann; 

4. Ruhe-, Versorgungs- und andere Bezüge für 
frühere Arbeitsleistungen, wie zB die Pensio­
nen aus der gesetzlichen Sozialversicherung 
einschließlich der Ausgleichszulagen und die 
gesetzlichen Leistungen an Kleinrentner; 

5. gesetzliche Leistungen und satzungsgemäße 
Mehrleistungen, die aus Anlaß einer Beein­
trächtigung der Arbeits- oder Erwerbsfähig­
keit zu gewähren sind und Entgeltersatz­
funktion haben, insbesondere solche der 
Sozialversicherung; das sind vor allem 
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a) Versehrtenrente, 
b) Versehrtengeld, 
c) Übergangsrente, 
d) Übergangsgeld, 
e) Familien- und Taggeld, 
f) Krankengeld; 

6. Leistungen der gesetzlichen Sozialversiche­
rung aus dem Versicherungsfall der Mutter­
schaft, insbesondere das Wochengeld aus der 
Krankenversicherung und nach dem Be­
triebshilfegesetz sowie die Sonderunterstüt­
zung nach dem Mutterschutzgesetz; 

7. Leistungen, die für die Dauer der Arbeitslo­
sigkeit zu gewähren sind, wie das Arbeitslo­
sengeld, die Notstandshilfe, die Überbrük­
kungshilfe und die erweiterte Überbrük­
kungshilfe nach dem Überbrückungshilfege­
setz sowie die Sonderunterstützung nach 
dem Sonderunterstützungsgesetz ; 

8. Beihilfen der Arbeitsmarktverwaltung, die 
zur Deckung des Lebensunterhalts gewährt 
werden; 

9. wiederkehrende Leistungen aus Versiche­
rungsverträgen, wenn diese Verträge zur 
Versorgung des Versicherungsnehmers oder 
seiner unterhaltsberechtigten Angehörigen 
eingegangen sind; 

10. gesetzliche Unterhaltsleistungen; 
11. wiederkehr.ende Leistungen, die auf Grund 

eines Ausgedingsvertrags oder eines Unter­
haltszwecken dienenden Leibrentenvertrags 
zu gewähren sind; 

12. Leistungen wegen Minderung der Erwerbs­
fähigkeit, für Verdienstentgang, zur Siche­
rung des Lebensunterhalts und an die 
Hinterbliebenen für entgangenen Unterhalt, 
die wegen Tötung, Körperverletzung, Ge­
sundheitsschädigung oder Krankheit zu 
gewähren sind, insbesondere Schadenersatz­
renten. 

(2) Die Pfändung der in Abs. 1 genannten 
Leistungen umfaßt alle Beträge, die im Rahmen des 
der gepfändeten Forderung zugrunde liegenden 
Rethtsverhältnisses geleistet werden; insbesondere 
umfassen die in Abs. 1 Z 1 und 2 genannten 
Leistungen alle Vorteile aus diesen Tätigkeiten ohne 
Rücksicht auf ihre Benenoung und Berechnungsart. 

(3) Gesetzliche Ansprüche auf Vorschüsse sowie 
der Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld sind wie die 
Leistungen, für die der Vorschuß gewährt wird, 
pfändbar. 

Sonderzahlungen 

§ 290 b. Vom 14. Monatsbezug (Urlaubszuschuß, 
Urlaubsbeihilfe, Renten- oder Pensionssonderzah­
lung, die zu den im Mai bezogenen Renten bzw. 
Pensionen gebührt, und dergleichen) und vom 
13. Monatsbezug (Weihnachtszuwendung, Weih-

nachtsremuneration, Renten- oder Pensionssonder­
zahlung, die zu den im Oktober bezogenen Renten 
bzw. Pensionen gebührt, und dergleichen) hat dem 
Verpflichteten der unpfändbare Freibetrag nach 
§ 291 a Abs. 1 Z 1 und Abs. 4 bis 7 zu verbleiben. 
Wird die Sonderzahlung in Teilzahlungen geleistet, 
so ist d~r unpfändbare Freibetrag auf die Teilzah­
~ungen entsprechend deren Höhe aufzuteilen. 

Vorschüsse und Nachzahlungen 

§ 290 c. (1) Der Drittschuldner kann für die 
Einbringung eines dem Verpflichteten gewährten 
Vorschusses den Betrag, der sich aus dem 
Unterschied zwischen den in § 292 Abs. 4 genannten 
Beträgen und dem unpfändbaren Freibetrag ergibt, 
abziehen. Soweit der Vorschuß daraus nicht 
gedeckt wird, steht dem Drittschuldner auch ein 
Abzug vom pfändbaren Betrag zu. Der unpfändbare 
Freibetrag ist so zu berechnen, als ob kein Vorschuß 
geleistet worden wäre. 

(2) Beträge zur Rückzahlung eines vom Dritt­
schuldner zugezählten Gelddarlehens sind den 
Beträgen zur Einbringung eines Vorschusses 
gleichzuhalten. 

(3) Nachzahlungen sind für den Zeitraum zu 
berücksichtigen, auf den sie sich beziehen. 

Ermittlung der Berechnungsgrundlage 

§ 291. (1) Bei der Ermittlung der Berechnungs­
grundlage für den unpfändbaren Freibetrag 
(§ 291 a) sind vom Gesamtbezug abzuziehen: 

1. Beträge, die unmittelbar auf Grund steuer­
oder sozialrechtlicher Vorschriften zur Erfül­
lung gesetzlicher Verpflichtungen des Ver­
pflichteten abzuführen sind; 

2. die der Pfändung entzogenen Forderungen 
und Forderungsteile ; 

3. Beiträge, die der Verpflichtete an seine 
betrieblichen und überbetrieblichen Interes­
senvertretungen zu entrichten hat und auch 
entrichtet; 

4. Beiträge, die der Verpflichtete zu einer 
Versicherung, deren Leistungen nach Art und 
Umfang jenen der gesetzlichen Sozialversiche­
rung entsprechen, für sich oder seine unter­
haltsberechtigten Angehörigen leistet, sofern 
kein Schutz aus der gesetzlichen Pflichtversi­
cherung besteht. 

(2) Der sich nach Abs. 1 ergebende Betrag ist 
abzurunden, und zwar bei Auszahlung für Monate 
auf einen durch 200, bei Auszahlung für Wochen 
auf einen durch 50 und bei Auszahlung für Tage auf 
einen durch 10 teilbaren Betrag. 

Unpfändbarer Freibetrag 
("Existenzminimum") 

§ 291 a. (1) Von dem sich nach § 291 ergebenden 
Betrag (Berechnungsgrundlage) hat dem Verpflich-
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teten je nach dem Zeitraum, für den die Leistungen 
gezahlt werden, 

1. 6 500 S monatlich, 
2. 1 500 S wöchentlich, 
3. 220 S täglich 

zu verbleiben (allgemeiner Grundbetrag). 

(2) Der allgemeine Grundbetrag erhöht sich auf 
1. 7 000 S monatlich, 
2. 1 620 S wöchentlich, 
3. 230 S täglich, 

wenn der Verpflichtete 1m Rahmen des der 
gepfändeten Forderung zugrunde· liegenden 
Rechtsverhältnisses Leistungen nach § 290 b erhält, 
die jedoch nicht die Höhe der monatlichen Leistung 
übersteigen (erhöhter allgemeiner Grundbetrag). 

(3) Der allgemeine Grundbetrag erhöht sich auf 
1. 7 500 S monatlich, 
2. 1 740 S wöchentlich, 
3. 250 S täglich, 

wenn der Verpflichtete 1m . Rahmen des der 
gepfändeten Forderung zugrunde liegenden 
Rechtsverhältnisses keine Leistungen nach § 290 b 
erhält (erhöhter allgemeiner Grundbetrag). 

(4) Gewährt der Verpflichtete gesetzlichen 
Unterhalt, so erhöht sich der dem Verpflichteten 
verbleibende Betrag für jede Person, der Unterhalt 

. gewährt wird, um 
1. 1 200 S monatlich, 
2. 275 S wöchentlich, 
3. 40 S täglich (Unterhaltsgrundbetrag); 

höchstens jedoch um 
1. 6 000 S monatlich, 
2. 1 375 Swöchentlich, 
3. 200 S täglich. 

(5) Übersteigt die Berechnungsgrundlage den sich 
aus Abs. 1 bis 4 ergebenden Betrag, so verbleiben 
dem Verpflichteten überdies 30% dieses Mehrbe­
trags (allgemeiner Steigerungsbetrag). 

(6) Gewährt der Verpflichtete gesetzlichen 
Unterhalt, so kommen für jede Person 10% des 
Mehrbetrags, höchstens jedoch 50%, ,hinzu (Unter­
haltssteigerungsbetrag) . 

(7) Der Teil der Berechnungsgrundlage, der 
1. 27 000 S monatlich, 
2. 6 250S wöchentlich, 
3. 900 S täglich 

übersteigt, ist jedenfalls zur Gänze pfändbar. 

Besonderheiten bei Exekutionen wegen 
Unterhaltsansprüchen 

§ 291 b. (1) Bei einer Exekution wegen 
1. eines gesetzlichen Unterhaltsanspruchs, 
2. eines gesetzlichen Unterhalts anspruchs, der 

auf Dritte übergegangen ist, 
3. eines Anspruchs auf Ersatz von Aufwendun­

gen, die der Verpflichtete auf Grund einer 
gesetzlichen Unterhaltspflicht selbst hätte 
machen müssen (§ 1042 ABGB), sowie wegen 

4. der Prozeß- und Exekutionskosten samt allen 
Zinsen, die durch die Durchsetzung eines 
Anspruchs nach Z 1 bis 3 entstanden sind, 

gilt Abs. 2. 

(2) Dem Verpflichteten hat 75% des unpfändba­
ren Freibetrags nach § 291 a zu verbleiben, wobei 
dem Verpflichteten für jene Personen, die Exeku­
tion wegen einer Forderung nach Abs. 1 führen, ein 
Unterhaltsgrund- und ein Unterhaltssteigerungsbe­
trag nicht gebührt. § 291 a Abs. 7 ist anzuwenden. 

(3) Aus dem Betrag, der sich aus dem Unterschied 
zwischen den unpfändbaren Freibeträgen bei einer 
Exekution wegen einer Forderung nach Abs. 1 
einerseits und wegen einer sonstigen Forderung 
andererseits ergibt, sind vorweg die laufenden 
gesetzlichen Unterhaltsansprüche unabhängig von 
dem für sie begründeten Pfandrang verhältnismäßig 
nach der Höhe der laufenden monatlichen Unter­
haltsleistung zu befriedigen. Aus dem Rest. des 
Unterschiedsbetrags sind die übrigen in Abs. 1 
genannten Forderungen zu befriedigen. 

(4) Gläubigern, die Exekution wegen einer 
Forderung nach Abs. 1 führen, stehen Zahlungen 
aus dem nach§ 291 a pfändbaren Betrag, aus dem 
Forderungen nach Abs. 1 und sonstige Forderungen 
rangmäßig zu befriedigen sind, nur zu, soweit ihre 
Forderungen aus dem in Abs. 3 genannten Unter­
schiedsbetrag nicht gedeckt werden. 

Besonderheiten bei Exekutionen wegen 
wiederkehrender Leistungen 

§ 291 c. (1) Die Exekution wegen Forderungen 
auf wiederkehrende Leistungen, die künftig fällig 
werden, ist nur bei Forderungen 

1. nach § 291 b Abs.l oder 
2. auf wiederkehrende Leistungen, die aus Anlaß 

einer Verletzung am Körper oder an der 
Gesundheit dem Verletzten oder wegen 
Tötung seinen Hinterbliebenen zu entrichten 
sind, 

zulässig, wenn überdies die Exekution zugleich für 
bereits fällige. Ansprüche dieser Art bewilligt wird. 

(2) Die Exekution nach Abs. 1 ist auf Antrag des 
Verpflichteten einzustellen, wenn ei: 

1. alle fälligen Forderungen gezahlt hat und 
2. bescheinigt, daß er künftig seiner Zahlungs­

pflicht nachkommen wird. Das ist insbeson­
dere dann anzunehmen, wenn er die Forde­
rungen für die kommenden zwei Monate 
a) entwed~r auch schon gezahlt oder 
b) zugunsten des Gläubigers gerichtlich erlegt 

hat. Vor der Entscheidung ist der betreibende 
Gläubiger einzuvernehmen (§ 55 Abs. 1). 

(3) Auf Antrag des betreibenden Gläubigers hat 
das Gericht bei einer neuerlichen Bewilligung der 
Exekution auszusprechen, daß das Pfandrecht den 
ursprünglich begründeten Pfand rang, dessen Da­
tum das Gericht anzugeben hat, erhält. 
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Beschränkt pfändbare einmalige Leistungen 

§ 291d. (1) Von einmaligen Leistungen, di\! dem 
Verpflichteten bei Beendigung seines Arbeitsver­
hältnisses gebühren, insbesondere von einer Abferti­
gung, hat dem Verpflichteten jenes Vielfache des 
unpfändbaren Freibetrags zu verbleiben, das der 
Anzahl der Monate, Wochen oder Tage entspricht, 
für die diese einmalige Leistung nach dem Gesetz 
zusteht. Wird die einmalige Leistung in Teilzahlun­
gen geleistet, so ist der unpfändbare Freibetrag auf 
die Teilzahlungen entsprechend deren Höhe 
aufzuteilen. 

(2) Von einmaligen Leistungen, die gewährt 
werden, wenn kein Anspruch auf eine wiederkeh­
rende Leistung besteht, oder die kraft Gesetzes an 
die Stelle von wiederkehrenden Leistungen treten, 
wie insbesondere von 

1. der Abfindung für eine Hinterbliebenenpen­
sion, 

2. der Abfertigung für eme Witwer- oder 
Witwenpension, 

3. der Abfertigung für eme Witwer- oder 
Witwenrente, 

4. der Gesamtvergütung für eine vorläufige 
Versehrtenrente, 

5. dem Versehrtengeld aus der Unfallversiche­
rungund 

6. dem Übergangsbetrag, 
hat dem Veq>flichteten jenes Vielfache des 
unpfändbaren Freibetrags zu verbleiben, das der 
Anzahl der Monate, für die diese einmalige Leistung 
gewährt wird, entspricht, mindestens jedoch der 
unpfändbare Freibetrag für· einen Monat. 

(3) Abs. 1 Satz 1 ist auch auf sonstige einmalige 
Leistungen anzuwenden, wenn diese beschränkt 
pfändbare Forderungen im Sinn des § 290 a sind, die 
nicht von § 290 a Abs. 2 erfaßt werden. 

Einmalige Vergütung für persönlich geleistete 
Arbeiten 

§ 291 e. (1) Ist eine nicht wiederkehrende 
Vergütung für persönlich geleistete Arbeiten, die die 
Erwerbstätigkeit des Verpflichteten vollständig oder 
zu einem wesentlichen Teil in Anspruch nehmen, 
gepfändet, so hat das Exekutionsgericht dem 
Verpflichteten auf seinen Antrag so viel zu belassen, 
wie er während eines angemessenen Zeitraums für 
seinen notwendigen Unterhalt sowie den Unterhalt 
der Personen,. denen er gesetzlichen Unterhalt 
gewährt, bedarf. Bei der Entscheidung sind die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Vetpflichteten, 
insbesondere seine sonstigen Verdienstmöglichkei­
ten, frei zu würdigen. Dem Verpflichteten ist nicht 
mehr zu belassen, als ihm nach freier Überzeugung 
im Sinn des § 273 ZPO verbleiben würde, wenn er 
Einkünfte im Sinn des § 290 a in der Höhe der 
Vergütung hätte. Der Antrag des V t;rpflichteten ist 
insoweit abzuweisen, als die Gefahr besteht, daß der 

betreibende Gläubiger dadurch schwer geschädigt 
werden könnte. 

(2) Abs. 1 gilt entsprechend für gepfändete 
Vergütungen, die dem Verpflichteten für die 
Gewährung einer Wohngelegenheit oder für die 
sonstige Benützung einer Sache geschuldet werden, 
aber zu einem nicht unwesentlichen Teil auch als 
Entgelt für Arbeitsleistungen, die vom Verpflichte­
ten erbracht wurden, anzusehen sind. 

Zusammenrechnung - Sachleistungen 

§ 292. (1) Hat der Verpflichtete gegen einen 
Drittschuldner mehrere beschränkt pfändbare Geld­
forderungen oder beschränkt pfändbare Geldforde­
rungen und Ansprüche auf Sachleistungen, so hat 
sie der Drittschuldner zusammenzurechnen. 

(2) Hat der Verpflichtete gegen verschiedene 
Drittschuldner beschränkt pfändbare Geldforde­
rungen oder beschränkt pfändbare Geldforderun­
gen und Ansprüche auf Sachleistungen, so hat das 
Gericht auf Antrag die Zusammenrechnung anzu­
ordnen. 

(3) Bei der Zusammenrechnung mehrerer be­
schränkt pfändbarer Geldforderungen gegen ver­
schiedene Drittschuldner sind die unpfändbaren 
Grundbeträge in erster Linie für die Forderung zu 
gewähren, die die wesentliche Grundlage der 
Lebenshaltung des Verpflichteten bildet. Das 
Gericht hat den Drittschuldner zu bezeichnen, der 
die unpfändbaren Grundbeträge zu gewähren hat. 

(4) Bei der Zusammenrechnung von beschränkt 
pfändbaren Geldforderungen mit Ansprüchen auf 
Sachleistungen vermindert sich der unpfändbare 
Freibetrag der Gesamtforderung um den Wert der 
dem Verpflichteten verbleibenden Sachleistungen. 
Dem Verpflichteten haben jedoeh von den Geldfor-
derungen mindestens . 

1. 3 250 S monatlich, 
2. 750 S wöchentlich, 
3. 110 S täglich oder 
4. bei einer Exekution wegen der in § 291 b 

Abs. 1 genannten Forderungen 75% davon 
zu verbleiben. 

(5) Das Exekutionsgericht hat den Wert der 
Sachleistungen bei einer Zusammenrechnung 

1. nach Abs. 1 auf Antrag, 
2. nach Abs. 2 von Amts wegen zugleich mit der 

Anordnung der Zusammenrechnung 
nach freier Überzeugung im Sinn des § 273 ZPO 
festzulegen, wobei der gesetzliche Naturalunterhalt 
so zu bewerten ist, als ob der Unterhalt in Geld zu 
leisten wäre. 

Erhöhung des unpfändbaren Betrags 

§ 292 a. Das Exekutionsgericht hat auf Antrag 
den unpfändbaren Freibetrag angemessen zu 
erhöhen, wenn dies mit Rücksicht auf 

261 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)16 von 32

www.parlament.gv.at



261 der Beilagen 17 

1. wesentliche Mehrauslagen des Verpflichteten, 
insbesondere wegen Hilflosigkeit, Gebrech­
lichkeit oder Krankheit des Verpflichteten 
öder seiner unterhaltsberechtigten Familien­
angehörigen, oder 

2. unvermeidbare Wohnungskosten, die im Ver­
hältnis zu dem Betrag, der dem Verpflichteten 
zur Lebensführung verbleibt, unangemessen 
hoch sind, oder 

3. besondere Aufwendungen des Verpflichteten, 
die in sachlichem Zusammenhang mit seiner 
Berufsausübung stehen, oder 

4. einen Notstand des Vetpflichteten infolge 
eines Unglücks- oder eines Todesfalls oder 

5. besonders umfangreiche gesetzliche Unter-
haltspflichten des Verpflichteten 

dringend geboten ist und nicht die Gefahr besteht, 
daß der betreibende Gläubiger dadurch schwer 
geschädigt werden könnte. 

Herabsetzung des unpfändbaren Betrags 

§ 292 b. Das Exekutionsgericht hat auf Antrag 
1. den für Forderungen nach § 291 b Abs. 1 

geltenden unpfändbaren Freibetragangemes­
sen herabzusetzen, wenn laufende gesetzliche 
Unterhaltsforderungen durch die Exekution 
nicht zur Gänze hereingebracht werden 
können; 

2. auszusprechen, daß eine Unterhaltspflicht 
nicht zu berücksichtigen ist, soweit deren 
Höhe den hiefür gewährten unpfändbaren 
Grund- und Steigerungsbetrag nicht erreicht; 

3. den unpfändbaren Freibetrag herabzusetzen, 
wenn der Verpflichtete im Rahmen des 
Arbeitsverhältnisses Leistungen von Dritten 
erhält, die nicht von § 290 a Abs. 2 erfaßt 
werden. 

Änderung der Voraussetzungen der Unpfändbarkeit 

§ 292 c. Das Exekutionsgericht hat auf Antrag die 
Beschlüsse, die den unpfändbaren Freibetrag 
festlegen, entsprechend zu ändern, wenn 

1. sich die für die Berechnung des unpfändbaren 
Freibetrags maßgebenden Verhältnisse geän­
dert haben oder 

2. diese Verhältnisse dem Gericht bei der 
Beschlußfassung nicht vollständig bekannt 
waren. 

Auszahlung des Entgelts an Dritte 

§ 292 d. Wenn 
1. der Verpflichtete für den Drittschuldner 

Arbeitsleistungen erbringt, 
2. sich der Drittschuldner dafür verpflichtet hat, 

als Entgelt an einen Dritten wiederkehrende 
Leistungen zu erbringen, und 

3. auf Grund eines Exekutionstitels gegen den 
Verpflichteten die Pfändung des Entgeltsan­
spruchs des Verpflichteten bewilligt wurde, 

erstrecken sich die Wirkungen des Pfandrechts auch 
auf den Anspruch des Dritten, der ihm gegen den 
Drittschuldner zusteht. Der Anspruch des Dritten 
wird insoweit erfaßt, als ob er dem Verpflichteten 
zustehen würde. Die Exekutionsbewilligung ist mit 
dem Verfügungsverbot dem Drittberechtigten 
ebenso wie dem Verpflichteten zuzustellen. 

Verschleiertes Entgelt 

§ 292 e.' (1) Erbringt der Verpflichtete dem 
Drittschuldner in einem ständigen Verhältnis 
Arbeitsleistungen, die nach Art und Umfang 
üblich erweise vergütet werden, ohne oder gegen 
eine unverhältnismäßig geringe Gegenleistung, so 
gilt im Verhältnis des betreibenden Gläubigers zum 
Drittschuldner ein· angemessenes Entgelt als ge-
schuldet. . 

(2) Bei der Bemessung des Entgelts ist insbeson­
dere auf 

1. die Art der Arbeitsleistung, 
2. die verwandtschaftlichen oder sonstigen Be­

ziehungen zwischen dem Drittschuldner und 
dem Verpflichteten und 

3. die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des 
Drittschuldners .. 

Rücksicht zu nehmen. Die wirtschaftliche Existenz 
des Drittschuldners darf nicht beeinträchtigt Wer­
den. Das Entgelt gilt ab dem Zeitpunkt der 
Pfändung als vereinbart. 

Tabelle der unpfändbaren Freibeträge 

§ 292 f. Der Bundesminister für Justiz wird 
ermächtigt, durch Verordnung Tabellen für die 
Berechnung der unpfändbaren Freibeträge 
(§§ 291 a, 291 b Abs. 2) kundzumachen. Im Exeku­
tionsbewilligungsbeschluß genügt die Bezugnahme 
auf die Tabelle. 

Festsetzung von Zuschläge!! 

§ 292 g. Der Bundesminister für Justiz hat durch 
Verordnung die in §§ 291 a und 292 Abs.4 
angeführten Beträge mit Wirksamkeit für das 
Kalenderjahr im voraus unter Bedachtnahme auf die 
Entwicklung der Richtsätze für die Ausgleichszu­
lage nach dem ASVG neu festzusetzen. 

Kosten des Drittschuldners für die Berechnung 

§ 292 h. (1) Dem Drittschuldner steht für die 
Berechnung des unpfändbaren Teils einer be­
schränkt pfändbaren Geldforderung 

1. bei der ersten Zahlung an den betreibenden 
Gläubiger 2% von dem dem betreibenden 
Gläubiger zu zahlenden Betrag, höchstens 
jedoch 100 S, 

2. bei den weiteren. Zahlungen 1 %, höchstens 
jedoch 50 S, 

zu. Dieser Betrag ist von dem dem Verpflichteten 
zustehenden Betrag einzubehalten, sofern dadurch 
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der unpfändbare Betrag nicht geschmälert wird; 
sonst von dem dem . betreibenden Gläubiger 
zustehenden Betrag. 

(2) Ist die Berechnung des dem Drittschuldner 
nach Abs. 1 zustehenden Betrags strittig, so hat 
hierüber das Exekutionsgericht auf Antrag eines 
Beteiligten zu entscheiden. 

(3) In den Fälleri des § 75 hat der betreibende 
Gläubiger dem Verpflichteten auf dessen Verlangen 
die Beträge zu ersetzen, die dem Drittschuldner 
nach Abs. 1 zugekommen sind. 

Kontenschutz 

§ 292 i. (1) Werden beschränkt pfändbare Geld­
forderungen auf das Konto des Verpflichteten bei 
einer Bank oder der Österreichischen Postsparkasse 
überwiesen, so ist eine Pfändung des Guthabens auf 
Antrag des Verpflichteten vom Exekutionsgericht 
insoweit aufzuheben, als das Guthaben dem der 
Pfändung nicht unterworfenen Teil der Einkünfte 
für die Zeit von der Pfändung bis zum nächsten 
Zahlungstermin entspricht. 

(i) Wird ein bei einer Bank oder der Österreichi­
schen Postsparkasse gepfändetes Guthaben eines 
Verpflichteten, der eine natürliche Person ist, dem 
betreibenden Gläubiger überwiesen, so darf erst 
14 Tage nach der Zustellung des Überweisungsbe­
schlusses an den Drittschuldner aus dem Guthaben 
an den betreibenden Gläubiger geleistet oder der 
Betrag hinterlegt werden. 

(3) Das Exekutionsgericht hat die Pfändung des 
Guthabens für den Teil vorweg aufzuheben, dessen 
der Verpflichtete bis zum nächsten Zahlungstermin 
dringend bedarf, um seinen notwen·digen Unterhalt 
zu bestreiten und seine laufenden gesetzlichen 
Unterhaltspflichten zu erfüllen. Der vorweg freige­
gebene Teil des Guthabens da:rf den Betrag nicht 
übersteigen, der dem Verpflichteten voraussichtlich 
nach Abs. 1 zu belassen ist. Der Verpflichtete hat 
glaubhaft zu machen, daß beschränkt pfändbare 
Geldforderungen auf das Konto überwiesen worden 
sind und daß die Voraussetzungen des Satzes 1 
vorliegen. Der betreibende Gläubiger ist nicht 
einzuvernehmen, wenn der damit verbundene 
Aufschub dem Verpflichteten nicht zuZumuten ist. 

Bestimmungen für die Berechnung durch den 
Drittschuldner 

§ 292 j. (1) Die Zahlung des Drittschuldners 
wirkt schuldbefreiend, wenn ihn weder Vorsatz 
noch grobe Fahrlässigkeit trifft. Dies ist jedenfalls 
gegeben, wenn der Drittschuldner nach dem Inhalt 
des Beschlusses,· der den unpfändbaren Freibetrag 
festlegt, leistet. 

(2) Der Drittschuldner hat bei der Berücksichti­
gung der Unterhaltspflichten von den Angaben des 
Verpflichteten auszugehen, solange. ihm deren 
Unrichtigkeit nicht bekannt ist. 

(3) Der Drittschuldner darf Entschädigungen 
nach § 290 Abs. 1 Z 1 höchstens mit einem der 
Werte berücksichtigen, die 

1. im Steuer- oder 
2. im Sozialversicherungsrecht oder 
3. in Rechtsvorschriften und Kollektivverträgen, 

die für einen Personenkreis gelten, dem der 
Verpflichtete angehört, 

vorgesehen sind. 

(4) Der Drittschuldner hat bei der Berücksichti­
gung von Sachleistungen einen der in Abs. 3 
genannten Werte zugrunde zu legen. 

(5) Der Drittschuldner hat den Gesamtbetrag 
einer Forderung als pfändungsfrei zu behandeln, 
wenn die nicht gerundete Berechnungsgrundlage 
den unpfändbaren Betrag um nicht mehr als 

1. 100 S monatlich, . 
2. 25 S wöchentlich, 
3. 5 S täglich 

übersteigt. 

Entscheidung des Exekutionsgerichts -
Antragsberechtigung 

§ 292 k. (1) Das Exekutionsgericht hat auf Antrag 
- in den Fällen der Z 1 und 2 nach freier 
Überzeugung im Sinn des § 273 ZPO - zu 
entscheiden, 

1. ob bei der Berechnung des unpfändbaren 
Freibetrags Unterhaltspflichten zu berücksich­
tigen sind oder 

2. ob und inwieweit ein Bezug oder Bezugsteil 
pfändbar ,ist, insbesondere auch, ob die 
Entschädigungen nach § 290 Abs. 1 Z1 dem 
tatsächlich erwachsenden Mehraufwand ent­
sprechen, oder 

3. ob an der Gehaltsforderung oder einer 
anderen in fortlaufenden Bezügen bestehen­
den Forderung, deren Pfändung durch das 
Gericht bewilligt wurde, tatsächlich em 
Pfandrecht begründet wurd~. 

(2) Der Drittschuldner kann die von einem 
Antrag nach Abs. 1 erfaßten Beträge bis zur 
rechtskräftigen Entscheidung des Gerichts zurück­
behalten. 

(3) Antragsberechtigt sind neben den Parteien: 
1. der Driüschuldner für einen Antrag nach 

Abs. 1 sowie auf Änderung der Beschlüsse, die 
den unpfändbaren Freibetrag festlegen, nach 
§ 292 c, 

2. ein Dritter, dem der Verpflichtete gesetzlichen 
Unterhalt. zu gewähren hat, für einen Antrag 
nach Abs. 1 Z 1 ~ auf E;rhöhung des unpfändba­
ren Betrags nach § 292 a sowie auf Änderung 
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der Beschlüsse, die den unpfändbaren Freibe­
trag festlegen, nach § 292 c, 

3. ein betreibender Gläubiger sonstiger Forde­
rungen, der einem betreibenden Gläubiger, der 
wegen einer Forderung nach § 291 b Abs. 1 
Exekution führt, nachfolgt, für einen Antrag 
nach § 292 c. 

In diesen Fällen hat jede Partei ihre Kosten selbst zu 
tragen. 

(4) Vor der Entscheidung über Anträge nach 
Abs. 1, auf Zusammenrechnung und Festlegung des 
Werts der Sachleistungen nach § 292, auf Erhöhung 
des unpfändbaren Betrags nach § 292 a, auf 
Herabsetzung des unpfändbaren Betrags nach 
§ 292 b und auf Änderung der Beschlüsse, die den 
unpfändbaren Freibetrag festlegen, nach § 292 c 
sind die Parteien einzuvernehmen (§ 55 Abs. 1). In 
diesen Verfahren kann der betreibende Gläubiger 
den Ersatz seiner Kosten nur nach den Bestimmun­
gen der ZPO und nur insoweit beanspruchen, als 
der Verpflichtete dem Antrag nicht zustimmt. Dies 
gilt auch sinngemäß für einen Anspruch des 
Verpflichteten auf Kostenersatz. 

Aufstellung über die offene Forderung 

§ 2921. (1) Der Drittschuldner ist berechtigt, bei 
Gehaltsforderungen oder anderen in fortlaufenden 
Bezügen bestehenden Forderungen nach vollständi­
ger Zahlung der in der Exekutionsbewilligung 
genannten festen Beträge das Zahlungsverbot nicht 
weiter zu berücksichtigen, bis er vom betreibenden 
Gläubiger eine Aufstellung über die offene Forde­
rung gegen den Verpflichteten erhält; diese 
Aufstellung ist auch dem Verpflichteten zu 
übersenden. Der Drittschuldner hat dem betreiben­
den Gläubiger mindestens vier Wochen vorher 
schriftlich anzukündigen, daß er von diesem Recht 
Gebrauch machen wird. 

(2) Der betreibende Gläubiger hat dem Verpflich­
teten binnen vier Wochen nach dessen schriftlicher 
Aufforderung eine Quittung über die erhaltenen 
Beträge zu übersenden und die Höhe der offenen 
Forderung bekanntzugeben. Die Aufstellung über 
die Höhe der offenen Forderung ist auch dem 
Drittschuldner zu übersenden. Eine neuerliche 
Abrechnung darf der Verpflichtete erst nach Ablauf 
eines Jahres oder nach Tilgung der festen Beträge 
verlangen. Kommt der betreibende Gläubiger der 
Aufforderung nicht nach, so hat das Exekutionsge­
richt auf Antrag des Verpflichteten die Exekution 
einzustellen. Vor der Entscheidung ist der betrei­
bende Gläubiger einzuvernehmen (§ 55 Abs. 1). 

(3) Der Drittschuldner kann in den Fällen der 
Abs. 1 und 2 entsprechend der'AufsteIlung über die 
Höhe der offenen Forderung schuldbefreiend 
zahlen. 

(4) Die Verpflichtung des betreibenden Gläubi­
gers, eine Quittung und eine Aufstellung über die 

Höhe der offenen Forderung nach Abs.1 und 2 zu 
übersenden, besteht nicht, wenn die Exekution nur 
zur Hereinbringung des laufenden gesetzlichen 
Unterhalts oder anderer wiederkehrender Leistun­
gen geführt wird." 

13. § 293 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 lautet: 

,,(1) Die Anwendung der Pfändungsbeschrän­
kungen kann durch ein zwischen dem Verpflichte­
ten und dem Gläubiger getroffenes Übereinkom­
men weder ausgeschlossen noch beschränkt wer-
den." . 

b) In Abs. 3 wird das Wort "absichtlich" durch 
"vorsätzlich" ersetzt. 

c) Abs. 4 wird aufgehoben; d~r bisherige Abs. 5 
erhält die Absatzbezeichnung ,,(4)". ' 

14. § 294 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Satz 1 lautet: 

"Die Exekution auf Geldforderungen des Ver­
pf�ichteten erfolgt durch Pfändung und Überwei­
sung." 

b) Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Ihm ist aufzutragen, bei beschränkt pfändbaren 
Geldforderungen unverzüglich dem Drittschuldner 
aIlfällige Unterhaltspflichten und das Einkommen 
der Unterhaltsberechtigten bekanntzugeben. " 

c) Abs. 4 lautet: 

,,(4) Der Drittschuldner kann das Zahlungsverbot 
mit Rekurs anfechten oder dem Exekutionsgericht 
anzeigen, daß die Exekutionsführung nach den 
darüber bestehenden Vorschriften unzulässig sei." 

15. § 294 a wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgende Überschrift eingefügt: 

"Unbekannter Drittschuldner" 

b) tn Abs. 1 werden jeweils die Worte "im Sinn 
des § 290" durch die Worte "im Sinn des § 290 a" 
ersetzt. 

c) In Abs. 4 Z 1 entfallen die Worte.,,; er kann 
insbesondere ein Formblatt einführen, das der 
betreibende Gläubiger für seine Eingaben an das 
Gericht zu verwenden hat, und bestimmen, welche 
Gerichte derartige Anfragen an den Hauptverband 
der österreichischen Sozialversicherungsträger zu 
richten haben und welches dieser Gerichte die 
übrigen Gerichte um die Durchführung derartiger 
Anfragen zu ersuchen haben". 

16. § 295 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgende Überschrift eingefügt: 

"Pfändung von Forderungen gegen eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts" 

b) In Abs. 1 werden die Wendung "wider das 
Ärar oder einen unter öffentlicher Verwaltung 
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stehenden Fonds" durch die Wendung "gegen eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts" und 
jeweils das Won "Behörde" durch das Won 
"Stelle" ersetzt. 

c) Abs. 2 lautet: 

,,(2) Ergibt sich aus den sonstigen Angaben im 
Exekutionsantrag, insbesondere über die An der zu 
pfändenden Forderung, daß der Empfänger des 
Zahlungsverbots für diese Forderung nicht anwei­
sende Stelle im Sinn des Abs. 1 ist, so hat er das 
Zahlungsverbot und den Auftrag zur Drittschuld­
nererklärung der anweisenden Stelle auf Gefahr des 
betreibenden Gläubigers weiterzuleiten, wenn er die 
anweisende Stelle kennt und beide Stellen zur selben 
juristischen Person des öffentlichen Rechts gehö­
ren." 

17. § 296 wird wie folgt geänden: 

a) Folgende Überschrift wird eingefügt: 

"Pfändung von Forderungen aus Papieren" 

b) Abs. 1 lautet: 

,,(1) Die Pfändung von Forderungen aus 
indossablen Papieren sowie solchen, deren Geltend­
machung sonst an den Besitz des über die Forderung 
errichteten Papiers gebunden ist, wird dadurch 
bewirkt, daß das Vollstreckungsorgan diese Papiere 
zufolge Auftrags des Exekutionsgerichts unter 
Aufnahme eines Pfändungsprotokolls (§§ 253, 254 
Abs. 1) an sich nimmt und bei Gericht erlegt." 

18. § 297 erhält folgende Überschrift: 

"Sonderbestimmungen für bei Gericht erliegende 
Papiere" 

19. § 298 erhält folgende Überschrift: 

"Verwahrung eines Handpfands" 

20. § 299 wird wie folgt geänden: 

a) Es wird folgende Überschrift eingefügt: 

"Umfang des Pfandrechts" 

b) Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Wird ein Arbeitsverhältnis nicht mehr als sechs 
Monate oder werden die Bezüge nach § 290 a 
Abs. 1 Z 7 und 8 und die nicht vom Pensionsversi­
cherungsträger gewähnen gesetzlichen Pensions­
vorschüsse nicht mehr als zwei Monate unterbro­
chen, so erstreckt sich die Wirksamkeit des 
Pfandrechts auch auf die gegen denselben Dritt­
schuldner nach der Unterbrechung entstehenden 
und fällig werdenden Forderungen." 

c) In Abs. 2 wird Satz 3 durch folgende Sätz~ 
ersetzt: 

"Sinkt das Diensteinkommen unter den unpfändba­
ren Betrag, erreicht es aber innerhalb von drei 
Jahren wieder diesen Betrag, so erstreckt sich die 
Wirksamkeit des Pfandrechts auch auf die erhöhten 

Bezüge. Diese Bestimmungen gelten hinsichtlich der 
Erhöhung der Bezüge und des Satzes 3 auch für 
andere Forderungen, die in fonlaufenden Bezügen 
bestehen. " 

d) Folgender Abs. 3 wird angefügt: 

,,(3) Ein Pfandrecht wird auch dann begründet, 
wenn eine Gehaltsforderung oder eine andere in 
fonlaufenden Bezügen bestehende Forderung zwar 
nicht im Zeitpunkt der Zustellung des Zahlungsver­
bots, aber innerhalb von drei Jahren danach den 
unpfändbaren Betrag übersteigt." 

21. Nach § 299 wird folgender § 299 a eingefügt: 

"Anspruch auf einen Entgeltteil gegen einen Dritten 

§ 299 a. (1) Hat auf Grund gesetzlicher Bestim­
mungen oder venraglicher Vereinbarung der 
Arbeitnehmer Anspruch auf einen Teil des Entgelts 
nicht gegen den Arbeitgeber, sondern gegen einen 
Dritten, dann erstrecken sich die Wirkungen des 
dem Arbeitgeber zugestellten Zahlungsverbots auch 
auf den Anspruch gegen den Dritten. Der 
Arbeitgeber hat den Dritten vom Zahlungsverbot zu 
verständigen. Ab diesem Zeitpunkt hat der Dritte 
das Zahlungsverbot zu beachten. Er hat den Teil des 
Entgelts, der dem Arbeitnehmer gegen ihn zusteht, 
dem Arbeitgeber zu zahlen. Diese Zahlung· wirkt 
schuldbefreiend. Der Arbeitgeber hat beide Teile 
des Entgelts zusammenzurechnen und die Zahlun­
gen vorzunehmen. 

(2) Während der Dauer eines Arbeitsverhältnisses 
dar{ der dem Arbeitnehmer gegen den Dritten 
zustehende Anspruch auf einen Teil des Entgelts 
nur durch Abs. 1 Satz 1 in Exekution gezogen 
werden. 

(3) Bei einer venraglich vereinbanen oder im 
Gesetz vorgesehenen Direktzahlung des Dritten an 
den Arbeitnehmer kann der Dritte anstelle der 
Zahlung des Entgeltteils an den Arbeitgeber diesem 
lediglich dessen Höhe mitteilen und die Zahlungen 
nach den Angaben und Berechnungen des Arbeitge­
bers schuldbefreiend selbst vornehmen. 

(4) Abs. 1 bis 3 gelten nicht für die Abfindung und 
die Abfertigung nach dem Bauarbeiter-Urlaubs­
und Abfenigungsgesetz." 

22. § 300 wird wie folgt geändert: 

a) Folgende Überschrift wird eingefügt: 

"Rang der pfandrechte" 

b) In Abs. 2 wird die Wendung "an das Ärar oder 
einen unter öffentlicher Verwaltung stehenden 
Fonds an die Behörde" durch die Wendung "gegen 
eine juristische Person des öffentlichen Rechts an 
die Stelle" ersetzt. 

c) In Abs. 3 werden nach dem Wort "Drittschuld­
ner" die Wone "oder bei Forderungen gegen eine­
juristische Person des öffentlichen Rechts der 
anweisenden Stelle" eingefügt. 
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23. Nach § 300 wird folgender § 300 a eingefügt: 

,,·Pfändung einer übertragenen oder verpfändeten 
Forderung 

§ 300 a. (1) Das gerichtliche Pfandrecht erfaßt 
eine Forderung soweit nicht, als diese vor seiner 
Begründung übertragen wurde. 

(2) Wurde die Forderung vor der Begründung 
eines gerichtlichen Pfandrechts verpfändet, so steht 
dies der Begründung eines gerichtlichen Pfand­
rechts nicht entgegen. § 300 Abs. 2 und 3 über die 
Rangordnung der Pfandrechte ist sinngemäß 
anzuwenden. Bei einer Gehaltsforderung oder einer 
anderen in fortlaufenden Bezügen bestehenden 
Forderung erfaßt das vertragliche Pfandrecht nur 
die Bezüge, die fällig werden, sobald der Anspruch 
gerichtlich geltend gemacht oder ein Anspruch auf 
Verwertung besteht und die gerichtliche Geltend­
machung bzw. der Verwertungs anspruch dem 
Drittschuldner angezeigt wurde. Der Drittschuld­
ner hat Zahlungen auf Grund des vertraglichen 
Pfandrechts erst vorzunehmen, sobald dessen 
Gläubiger einen Anspruch auf Verwertung hat und 
dies dem Drittschuldner angezeigt wurde. Davor ist 
der Drittschuldner auf Verlangen eines Gläubigers 
verpflichtet, die vom vertraglichen Pfandrecht 
erfaßten Bezüge nach Maßgabe ihrer Fälligkeit 
beim Exekutionsgericht zu hinterlegen. 

(3) Daß ein gerichtliches Pfandrecht nach § 291 c 
Abs. 2 erlischt, ist nach Abs. 1 bis 2 unbeachtlich, 
sobald es wieder auflebt." 

24. § 301 wird wie folgt geändert: 

a) Folgende Überschrift wird eingefügt: 

"Drittschuldnererklärung" 

b) Der Einleitungssatz des Abs. 1 lautet: 

"Sofern der betreibende Gläubiger nichts anderes 
beantragt, hat das Gericht dem Drittschuldner 
gleichzeitig mit dem Zahlungsverbot aufzutragen, 
sich binnen vier Wochen darüber zu erklären:". 

c) In Abs. 1 Z 3 wird vor dem Strichpunkt die 
Wendung ", insbesondere solche nach § 300 a" 
eingefügt. 

d) In Abs. 1 Z 4 wird vor dem Strichpurikt die 
Wendung", auch wenn das Verfahren nach § 291 c 
Abs. 2 eingestellt wurde" eingefügt. 

e) In Abs. 1 wird derPunkt nach Z 5 durch einen 
Strichpunkt ersetzt; folgende Z 6 und 7 werden 
angefügt: 

,,6. bei beschränkt pfändbaren Geldforderungen: 
entsprechend den Angaben des Verpflichteten, 
ob und in welcher Höhe diesen Unterhalts­
pflichten treffen sowie ob und in welcher 
Höhe die Unterhaltsberechtigten ein eigenes 
Einkommen beziehen; 

7. bei Arbeitsentgelt: ob der Arbeitnehmer 
Anspruch auf einen Teil des Entgelts gegen 
einen Dritten hat, wenn ja, welcher Teil und 
von wem." 

f) Abs. 2 lautet: 

,,(2) Der Drittschuldner hat seine Erklärung dem 
Exekutionsgericht, eine Abschrift davon dem 
betreibenden Gläubiger zu übersellden. Er ist auch 
berechtigt, seine Erklärung vor dem Exekutionsge­
richt oder dem Bezirksgericht seines Aufenthalts zu 
Protokoll zu geben. Dieses Protokoll ist von Amts 
wegen dem Exekutionsgericht, eine Ausfertigung 
davon dem betreibenden Gläubiger zu übersenden." 

g) Abs. 3 lautet: 

,,(3) Hat der Drittschuldner seine Pflichten nach 
Abs. 1 schuldhaft . nicht, vorsätzlich oder grob 
fahrlässig unrichtig oder unvollständig erfüllt, so ist 
dem Drittschuldner trotz Obsiegens im Drittschuld­
nerprozeß (§ 308) der Ersatz der Kosten des 
Verfahrens aufzuerlegen. § 43 Abs. 2 ZPO gilt 
sinngemäß. Überdies haftet der Drittschuldner dem 
betreibenden Gläubiger für den Schaden; der 
dadurch entsteht, daß er seine Pflichten schuldhaft . 
überhaupt nicht, vorsätzlich oder grob fahrlässig 
unrichtig oder unvollständig erfüllt hat. Diese 
Folgen sind dem Drittschuldner bei Zustellung des 
Auftrags bekanntzugeben." 

h) Abs. 4, 5 und 6 werden aufgehoben. 

25. § 302 lautet: 

"Kosten des Drittschuldners für seine Erklärung 

§ 302. (1) Für die mit der Abgabe der Erklärung 
verbundenen Kosten stehen dem Drittschuldner als 
Ersatz, soweit nicht höhere Kosten nachgewiesen 
werden, 150 S zu. 

(2) Die Kosten sind vorläufig vom betreibenden 
Gläubiger zu tragen; ihm ist deren Ersatz an den 
Drittschuldner vom Gericht aufzuerlegen. Die 
zuerkannten Beträge sind von Amts wegen als 
Kosten des Exekutionsverfahrens zu bestimmen. 
Mehrere betreibende Gläubiger haben die Kosten 
zu gleichen Teilen zu tragen. 

(3) Der Drittschuldner ist im Fall des Abs. 1 
berechtigt, den ihm als Kostenersatz zustehenden 
Betrag von 150 S von dem dem Verpflichteten 
zustehenden Betrag der überwiesenen Forderung 
einzubehalten, sofern dadurch der unpfändbare 
Betrag nicht geschmälert wird; sonst von dem dem 
betreibenden Gläubiger zustehenden Betrag. 
§ 292 h Abs. 3 ist anzuwenden.", 

26. § 303, dessen Überschrift unverändert bleibt, 
lautet: 

,,§ 303. (1) Die gepfändete Geldforderung ist dem 
betreibenden Gläubiger nach Maßgabe des für ihn 
begründeten Pfandrechts bis zur Höhe der 
vollstreckbaren Forderung auf Antrag zur Einzie­
hung oder an Zahlungsstatt zu überweisen. 
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(2) Der Antrag auf Überweisung ist mit dem 
Antrag auf Bewilligung der Pfändung zu verbinden. 
Über diese Anträge hat das Gericht zugleich zu 
entscheiden. " 

27. § 304 wird wie folgt geändert: 

a) Folgende Überschrift wird eingefügt: 

"Überweisung von Forderungen aus Papieren" 

b) Abs. 2 lautet: 

,,(2) Abs. 1 gilt nicht, falls eine Forderung aus 
einer Sparurkunde vom V oHstreckungsorgan einge­
zogen wird (§ 319 a)." 

c) Abs. 3 wird aufgehoben: 

28. § 305 wird wie folgt geändert: 

a) Folgende Überschrift wird eingefügt: 

"Durchführung der Überweisung" 

b) Dem Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Die Wirkungen der Übergabe des Papiers an den 
betreibenden Gläubiger hat auch die Übergabe einer 
Sparurkunde an das Vollstreckungsorgan mit einer 
gerichtlichen Einziehungsermächtigung. " 

c) Abs. 2 lautet: 

,,(2) §§ 295 und 300 Abs. 2 und 3 gelten für die 
dort genannten Forderungen gegen eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts auch für den 
Überweisungsbeschluß. " 

d) Abs. 3 wird aufgehoben. 

29. § 306 wird wie folgt geändert: 

a) Folgende Überschrift wird eingefügt: 

,,Auskunftsrecht des betreibenden Gläubigers -
Ausfolgung der Urkunden" 

b) In Abs.3 wird die Wendung "von der 
Gerichtskanzlei" durch· die Wendung "vom Ge­
richt" ersetzt. 

30. § 307 wird wie folgt geändert: 

a) Folgende Überschrift wird eingefügt: 

"Hinterlegung bei Gericht" 

b) Abs. 1 lautet: 

,,(1) Wird die Forderung, deren Pfändung und 
Überweisung, wenn auch vorbehaltlich früher 
erworbener Rechte Dritter, ausgesprochen wurde, 
nicht nur vom betreibenden Gläubiger, sondern 
auch von anderen Personen in Anspruch genom­
men, so ist bei Vorliegen einer unklaren Sach- und 
Rechtslage der Drittschuldner befugt und auf 
Antrag eines Gläubigers verpflichtet, den Betrag der 
Forderung samt Nebengebühren nach Maßgabe 
ihrer Fälligkeit zugunsten aller dieser Personen 
beim Exekutionsgericht zu hinterlegen. Über einen 

solchen Antrag ist nach Einvernehmung des 
Drittschuldners (§ 55 Abs. 1) durch Beschluß zu 
entscheiden." 

c) Abs. 2 erhält die Bezeichnung ,,(3)"; folgender 
Abs. 2 wird eingefügt: 

,,(2) Die gerichtlich erlegten Beträge sind zu 
verteilen. Hiefür gelten §§ 285 bis 287 mit der 
Maßgabe, daß unter Gläubiger nicht nur betrei­
bende Gläubiger, sondern auch solche zu verstehen 
sind, die in § 300 a genannte Rechte an der 
Forderung haben." 

d) Folgender Abs. 4 wird angefügt: 

,,( 4) Die Befugnis des Drittschuldners nach Abs. 1 
besteht soweit nicht, als ihm ein Antragsrecht nach 
§ 292 k zusteht." 

31. § 309 erhält folgende Überschrift: 

"Von Gegenleistung abhängige Forderung" 

32. § 310 erhält folgende Überschrift: 

"Streitverkündung" 

33. § 311 erhält folgende Überschrift: 

"Verzicht auf die Rechte aus der Überweisung" 

34. § 312 erhalt folgende Überschrift: 

"Zahlung des Drittschuldners" 

35. § 313 erhält folgende Überschrift: 

"Befreiung des Drittschuldners von der Verbindlich­
keit" 

36. § 315 erhält folgende Überschrift: 

"Rechte des Kurators" 

37. § 318 erhält folgende Überschrift: 

"Verkauf einer Forderung" 

.38. § 319 wird wie folgt geändert: 

a) Folgende Überschrift wird eingefügt: 

"Verkauf durch Versteigerung oder aus freier Hand . 
- Zwangsverwaltung" 

b) Abs. 1 Z 4 lautet: 
,,4. wenn sich die Forderung auf eine Sparurkunde 

gründet;" . 

39. Nach § 319 wird folgender § 319 a eingefügt: 

"Verwertung der Forderung aus einer Sparurkunde 

§ 319 a. (1) Die Forderung aus einer Sparurkunde 
ist vom Vollstreckungsorgan einzuziehen. Dazu ist 
das Vollstreckungsorgan mit Beschluß des Exeku­
tionsgerichts zu ermächtigen. 

(2) Dem Vollstreckungsorgan kommen die 
Befugnisse eines Kurators nach § 315 zu. Das 
Vollstreckungsorgan ist jedoch nicht berechtigt, die 
Forderung aus einer Sparurkunde gerichtlich 
geltend zu machen. Dieses Recht kommt nur dem 

261 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)22 von 32

www.parlament.gv.at



261 der Beilagen 23 

betreibenden Gläubiger zu, dem die Forderung aus 
einer Sparurkunde nach § 305 Abs. 1 überwiesen 
wurde. § 304 Abs. 1 ist anzuwenden." 

40. § 321 erhält folgende Überschrift: 

"Verwertung einer bücherlich sichergestellten For­
derung" 

41. § 322 erhäl~ folgende Überschrift: 

"Überweisung einer bücherlich sichergestellten 
Forderung zur Einziehung - Anmerkung" 

42. § 323 erhält folgende Überschrift: 

"Löschung der Anmerkung der Überweisung" 

43.§ 324 erhäldolgende Überschrift: 

"Überweisung an Zahlungsstatt" 

44. § 325 werden folgende Absätze angefügt: 

,,(3) Der mit einer Gehaltsforderung oder einer 
anderen in fortlaufenden Bezügen bestehenden 
beschränkt pfändbaren Forderung im rechtlichen 
Zusammenhang stehende wiederkehrende An­
spruch auf Herausgabe und Leistung körperlicher 
Sachen darf nur durch Zusammenrechnung mit der 
Forderung selbst in Exekution gezogen werden. 

(4 ) Unpfändbar sind die nach den Sozialversiche­
rungsgesetzen gewährten Sachleistungen." 

45. § 366 lautet: 

,,§ 366. Der Vollzug der Haft ist nicht vom Erlag 
eines Kostenvorschusses abhängig zu machen." 

46. § 372 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 entfällt die Absatzbezeichnung ,,(1)"; 
das Zitat ,,§ 6 Abs. 3 Lohnpfändungsgesetz" wird 
durch das Zitat ,,§ 291 c Abs. 1 "ersetzt; 

b) Abs. 2 wird aufgehoben. 

47. In § 380 lautet der erste Halbsatz: 

"S~weit Ansprüche und Rechte der Exekution 
entzogen sind,". 

48. In § 389 Abs. 2 entfällt der letzte Satz. 

Artikel 11 

Änderungen des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes 

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, 
BGBL Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das 
Sozialrechts-Änderungsgesetz 1991 BGBI. Nr.157 
und die Kundmachung BGBI. Nr. 24311991, wird 
wie folgt geändert: 

1. § 98 Abs. 1 Z 2 lautet: 
,,2. zur Deckung von gesetzlichen Unterhaltsan­

sprüchen gegen den Anspruchsberechtigten 
mit der Maßgabe, daß § 291 bEO sinngemäß 
anzuwenden ist." 

2. § 98 a, dessen Überschrift unverändert bleibt, 
lautet: 

,,§ 98 a. Die Exekutionsordnung regelt, inwieweit 
Leistungsansprüche nach diesem Bundesgesetz 
pfändbar sind." 

Artikel III 

Änderungen des Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetzes 

Das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, 
BGBI. Nr. 560/1978, zuletzt geändert durch das 
Sozialrechts-Änderungsgesetz 1991 BGBI. Nr. 157, 
wird wie fölgt geändert: 

1. § 65 Abs. 1 Z 2 lautet: 
,,2. zur Deckung von gesetzlichen Unterhaltsan­

sprüchen gegen den 'Anspruchsberechtigten 
mit der Maßgabe, daß § 291 b EO sinngemäß 
anzuwenden ist." 

2. § 66, dessen Überschrift unverändert bleibt, 
lautet: 

,,§ 66. Die Exekutionsordnung regelt, 'inwieweit 
Leistungsansprüche nach diesem Bundesgesetz 
pfändbar sind." 

Artikel IV 

Änderungen des 
Bauern-Sozialversicherungsgesetzes 

Das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, BGBI. 
Nr. 559/1978, zuletzt geändert durch das Sozial­
rechts-Änderungsgesetz 1991 BGBI., Nr. 157 und 
die Kundmachung BGBI. Nr. 208/1991, wird wie 
folgt geändert: 

1. § 61 Abs. 1 Z 2 lautet: 
,,2. zur Deckung von gesetzlichen UnterhaItsan­

sprüchen gegen den Anspruchsberechtigten 
mit der Maßgabe, daß § 291 b EO sinngemäß 
anzuwenden ist." 

2. § 62, dessen Überschrift unverändert bleibt, 
lautet: ' 

,,§ 62. Die Exekutionsordnung regelt, inwieweit 
Leistungsansprüche nach diesem Bundesgesetz 
pfändbar sind." 

Artikel V 

Änderungen des Beamten-Kranken-, und 
Unfallversicherungsgesetzes 

Das Beamten-Kranken- und Unfallversiche­
rungsgesetz, BGBI. Nr. 200/1967, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 731/1990, wird 
wie folgt geändert: 

1. § 38 Abs. 1 Z 2 lautet: 
,,2. zur Deckung von gesetzlichen Unterhaltsan­

sprüchen gegen den Anspruchsberechtigten 
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mit der Maßgabe, daß § 291 b EO sinngemäß Artikel VIII 
anzuwenden ist." 

2. § 39, dessen Überschrift unverändert bleibt, 
lautet: 

,,§ 39. Die Exekutionsordnung regelt, inwieweit 
Leistungsansprüche nach diesem Bundesgesetz 
pfändbar sind." 

Artikel VI 

Ändemngen des Notarversicherungsgesetzes 1972 

Das Notarversicherungsgesetz 1972, BGBI. 
Nr. 66, zuletzt geändert durch die 6. Novelle zum 
Notarversicherungsgesetz 1972, BGBI. 
Nr. 283/1988, wird wie folgt geändert: 

1. § 29 Abs. 1 Z 2 lautet: 
,,2. zur Deckung von gesetzlichen Unterhaltsan­

sprüchen gegen den Anspruchsberechtigten 
mit der Maßgabe, daß § 291 b EO sinngemäß 
anzuwenden ist." 

2. § 30, dessen Überschrift unverändert bleibt, 
lautet: 

,,§ 30. Die Exekutionsordnung regelt, inwieweit 
Leistungsansprüche nach diesem Bundesgesetz 
pfändbar sind." 

Artikel VII 

Änderungen des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 
1977 

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBI. 
Nr.609, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBI. Nr. 277/1991 und die Kundmachung BGBI. 
Nr. 46111991, wird wie folgt geändert: 

1. § 25 Abs. 3 Satz 1 lautet: 

"Rückforderungen, die gemäß Abs. 1 vorgeschrie­
ben wurden, können auf die zu erbringenden 
Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung mit der 
Maßgabe aufgerechnet werden, daß dem Leistungs­
bezieher die Hälfte des Leistungsbezuges freibleiben 
muß; sie vermindern den Anspruch auf die zu 
erbringenden Leistungen, auch wenn er gepfändet 
ist." . 

2. § 68, dessen Überschrift unverändert bleibt, 
lautet: 

,,§ 68. (1) Die pfändbaren Ansprüche auf 
Leistungen nach diesem Bundesgesetz können nur 
zur Deckung gesetzlicher Unterhaltsansprüche 
gegen den Anspruchsberechtigten mit der Maßgabe, 
daß § 291 b der Exekutionsordnung, RGBI. 
Nr.79/1896, sinngemäß anzuwenden ist, rechts­
wirksam übertragen und verpfändet werden. 

(2) Die Exekutionsordnung regelt, inwieweit 
Ansprüche auf Leistungen nach diesem' Bundesge­
setz pfändbar sind." 

Änderungen des Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungsgesetzes 

Das Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsge­
setz, BGBI. Nr. 414/1972, zuletzt geändert durch 
das Sozialrechts-Änderungsgesetz 1991 BGBI. 
Nr. 15,1, wird wie folgt geändert: 

§ 12 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 entfällt. 

b) Abs. 2 erhält die Absatzbezeichnung ,,(1)"; der 
Klammerausdruck ,,(§ 8 Abs. 5)" wird durch den 
Klammerausdruck ,,(§ 8 Abs. 6 und 7)" ersetzt. 

c) In Abs. 3, der die Absatzbezeichnung ,,(2)" 
erhält, werden die Worte "Abs. 2" durch die Worte 
,,Abs. 1" ersetzt. 

Artikel IX 

Änderungen des Urlaubsgesetzes 

Das Bundesgesetz betreffend die Vereinheitli­
chung des Urlaubsrechtes und die Einführung einer 
Pflegefreistellung, BGBI. Nr. 390/1976, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 408/1990, wird wie folgt geändert: 

1. § 11 wird aufgehoben. 

2. In § 12 lautet das Zitat: ,,§§ 2 bis 10". 

Artikel X 

Änderungen des Familienlastenausgleichsgesetzes 
1967 

Das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBI. 
Nr. 376, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBL Nr. 367/1991, wird wie folgt geändert: 

1. § 27 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Der Anspruch auf Familienbeihilfe ist gemäß 
§ 290 Abs. 1 Z 9 der Exekutionsordnung nicht 
pfändbar." 

2. § 30 i Abs. 1 lautet: 

,,(1) Der Anspruch auf die Schulfahrtbeihilfe ist 
gemäß § 290 Abs. 1 Z 9 der Exekutionsordnung 
nicht pfändbar." 

3. § 37 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Der Anspruch auf die Geburtenbeihilfe und 
der Anspruch auf die Sonderzahlung sind gemäß 
§ 290 Abs. 1 Z 10 der Exekutionsordnung nicht 
pfändbar." 

Artikel XI 

Änderung des Heeresversorgungsgesetzes 

Das Heeresversorgungsgesetz, BGBI. 
Nr. 27/1964, zuletzt geändert durch das Bundesge­
setz BGBI. Nr. 28511990, wird wie folgt geändert: 

§ 60 lautet: 
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"Pfändung, Verpfändung und Abtretung von 
Versorgungsleistungen 

§ 60. (1) Inwieweit Leistungsanspruche nach 
diesem Bundesgesetz pfändbar sind, wird durch die 
Exekutionsordnung, RGBI. Nr. 79/1896, geregelt. 

(2) Mit Zustimmung des Landesinvalidenamtes 
kann der Versorgungsberechtigte beim Vorliegen 
berucksichtigungswürdiger Grunde seine Versor­
gungsgebühren ganz oder zum Teil abtreten oder 
verpfänden. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn 
das Landesinvalidenamt binnen drei Monaten nicht 
abschlägig entschieden hat und dem Abtretungsbe­
gehren entsprochen wurde." 

Artikel XII 

Änderung des Karenzurlaubsgeldgesetzes 

Das Karenzurlaubsgeldgesetz, BGBI. 
Nr. 395/1974, zuletzt geändert durch das Bundes­
gesetz BGBI. Nr. 363/1991, wird wie folgt geän­
dert: 

§ 10 lautet: 

,,§ 10. Die Exekutionsordnung regelt, inwieweit 
das Karenzurlaubsgeld pfändbar ist." 

Artikel XIII 

Änderung des Mutterschutzgesetzes 

Das Mutterschutzgesetz 1979, BGBI. Nr.221, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 277/1991, wird wie folgt geändert: 

§ 33, dessen Überschrift unverändert bleibt, 
lautet: 

,,§ 33. Die Exekutionsordnung regelt, inwieweit 
Leistungen nach § 29 übertragen, verpfändet oder 
gepfändet werden können." 

Artikel XIV 

Änderungen des Arbeitsmarktförderungsgesetzes 

Das Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBI. 
Nr. 3111969, zuletzt geändert durch das Bundesge­
setz BGBI. Nr. 408/1990 und in der Fassung der 
Kundmachung BGBI. Nr. 572/1990, wird wie folgt 
geändert: 

1. § 23 a, dessen Überschrift unverändert bleibt, 
lautet: 

,,§ 23 a. (1) Die pfändbaren Anspruche auf 
Leistungen nach diesem Bundesgesetz können nur 
zur Deckung gesetzlicher Unterhaltsanspruche 
gegen den Anspruchsberechtigten mit der Maßgabe, 
daß § 291 b der Exekutionsordnung, RGBI. 
Nr. 79/1896, sinngemäß anzuwenden ist, rechts­
wirksam übertragen und verpfändet werden. 

(2) Die Exekutionsordnung regelt, inwieweit 
Anspruche auf Leistungen nach diesem Bundesge­
setz pfändbar sind." 

2. § 24 Abs. 4 Satz 1 lautet: 

"Forderungen auf Ersatz unberechtigt bezogener 
Beihilfen gemäß § 19 Abs. 1 in Verbindung mit § 20 
oder unberechtigt bezogener Leistungen nach dem 
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBI. 
Nr.609, können auf gemäß § 19 Abs.1 in 
Verbindung mit § 20 gewährte Beihilfen mit der 
Maßgabe aufgerechnet werden, daß dem Beihilfen­
bezieher die Hälfte der Beihilfe freibleiben muß; sie 
vermindern den Anspruch auf die zu erbringenden 
Beihilfen, auch wenn er gepfändet ist." 

Artikel XV , 

Änderung des Insolvenz-Entgeltsicherungsges~tzes 

Das Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz, . BGBI. 
Nr. 324/1977, zuletzt geändert durch das Bundes­
gesetz BGBI. Nr. 28211990, wird wie folgt geän­
dert: 

§ 8 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Die Exekutionsordnung, RGBI. 
Nr.79/1896, regelt, inwieweit Anspruche auf 
Insolvenz-Ausfallgeld übenragen, verpfändet und 
gepfändet werden können." 

Artikel XVI 

Änderungen des Unterhaltsvorschußgesetzes 1985 

Das Unterhaltsvorschußgesetz 1985, BGBI. 
Nr. 451, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBI. Nr. 654/1989, wird wie folgt geändert: 

L§ 3 Z 2 lautet: 
,,2. eine wegen der laufenden Unterhaltsbeiträge 

geführte Exekution nach § 291 c Abs. 1 EO 
oder, sofern der Unterhaltsschuldner offenbar 
keine Gehaltsforderung oder eine andere in 
fortlaufenden Bezügen bestehende Forderung 
hat, eine Exekution nach § 372 EO auch nur 
einen in den letzten sechs Monaten vor 
Stellung des Antrags auf Vorschußgewährung 
fällig gewordenen Unterhaltsbeitrag nicht voll 
gedeckt hat; dabei sind hereingebrachte 
Unterhaltsruckstände auf den laufenden Un­
terhalt anzurechnen." 

2. § 25 wird aufgehoben. 

Artikel XVII 

Änderung des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 

Das Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBI. 
Nr. 152, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBI. Nr. 74111990, wird wie folgt geändert: 

§ 55 samt Überschrift lautet: 
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"Pfändung, Verpfändung und Abtretung von 
. Versorgungsleistungen 

§ 55. (1) Inwieweit Leistungsansprüche nach 
diesem Bundesgesetz pfändbar sind, wird durch die 
Exekutionsordnung, RGBI. Nr. 79/1896, geregelt. 

(2) Mit Zustimmung des Landesinvalidenamtes 
kann der Versorgungsberechtigte beim Vorliegen 
berücksichtigungswürdiger Gründe seine Versor­
gungsgebühren ganz oder zum Teil abtreten oder 
verpfänden. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn 
das Landesinvalidenamt binnen drei Monaten nicht 
abschlägig entschieden hat und dem Abtretungsbe­
gehren entsprochen wurde." 

Artikel XVIII 

Änderung des Opferfürsorgegesetzes 

Das Opferfürsorgegesetz, BGBI. Nr.183/1947, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 74111990, wird wie folgt geändert: 

§ 11 b samt Überschrift lautet: 

"Pfändung, Verpfändung und Abtretung von 
Versorgungsleistungen 

§ 11 b. (1) Inwieweit Leistungsansprüche nach 
diesem Bundesgesetz pfändbar sind, wird durch die 
Exekutionsordnung, RGBI. Nr. 79/1896, geregelt. 

(2) Mit Zustimmung des Landeshauptmannes, 
der vorher die Rentenkommission zu hören hat, 

... kann der Versorgungsberechtigte beim Vorliegen 
berücksichtigungswürdiger Gründe seine Versor­
gungsgebühren ganz oder zum Teil abtreten oder 
verpfänden .. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn 
der Landeshauptmann binnen drei Monaten nicht 
abschlägig entschieden hat und dem Abtretungsbe­
gehren entsprochen wurde." 

Artikel XIX 

Änderung des Heeresgebührengesetzes 1985 

Das Heeresgebührengesetz 1985, BGBI. Nr. 87, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 368/1991, wird wie folgt geändert: 

§ 47, dessen Überschrift unverändert bleibt, 
lautet: 

,,§ 47. Die Exekutionsordnung, RGBL 
Nr. 79/1896, regelt, inwieweit Ansprüche nach 
diesem Bundesgesetz pfändbar sind." 

Artikel XX 

Änderung des Auslandseinsatzgesetzes 

Das Auslandseinsatzgesetz, BGBL Nr. 233/1965, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBL 
Nr. 328/1990, wird wie folgt geändert: 

§ 3 Ahs. 9 lautet: 

,,(9) Die Pfändbarkeit der nach Abs. 2 gebühren­
den Geldleistung richtet sich nach der Exekutions~ 
ordnung, RGBI.Nr. 79/1896". 

Artikel XXI 

Änderung des Zivildienstgesetzes 1986 

Das Zivildienstgesetz 1986, BGBI. Nr. 679, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 598/1988, wird wie folgt geändert: 

§ 25 Abs. 4 lautet: 

,,( 4) Die Exekutionsordnung regelt, inwieweit 
Ansprüche nach diesem Bundesgesetz pfändbar 
sind." 

Artikel XXII 

Änderung des Reichshaftpflichtgesetzes 

Das Gesetz betreffend die Verbindlichkeit zum 
Schadenersatz für die bei dem Betriebe von 
Eisenbahnen, Bergwerken usw. herbeigeführten 
Tötungen und Körperverletzungen, dRGBI. 
S 207/1871, zuletzt geändert durch das Bundesge­
setz BGBI. Nr. 343/1989, wird wie folgt geändert: 

§ 7 Abs. 2 letzter Satz lautet: 

"Für die Geldrente gilt § 1418 Satz 3 ABGB 
sinngemäß." 

Artikel XXIII 

Änderung des Eisenbahn- und 
Kraftfahrzeughaftpflichtgesetzes 

Das Eisenbahn- und Kraftfahrzeughaftpflichtge­
setz, BGBL Nr. 48/1959, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBI. Nr. 343/1989, wird wie folgt 
geändert: 

§ 14 Abs. 2 Satz 2 lautet: 

"Für die Geldrente gilt § 1418 Satz 3 ABGB 
sinngemäß." 

Artikel XXIV 

Änderung des Atomhaftpflichtgesetzes 

Das Atomhaftpflichtgesetz, BGBL Nr. 117/1964, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 91/1976, wird wie folgt geändert: 

§ 14 Abs. 2 Satz 2 lautet: 

"Für die Geldrente gilt § 1418 Satz 3 ABGB 
sinngemäß." 

261 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)26 von 32

www.parlament.gv.at



261 der Beilagen 27 

Artikel XXV 

Änderung des Auslandseinsatzzulagengesetzes 

Das Auslandseinsatzzulagengesetz, BGBI. 
Nr. 365/1991, geändert durch die Kundmachung 
BGBI. Nr. 517/1991, wird wie folgt geändert: 

§ 9 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Die Auslandseinsatzzulage unterliegt nicht 
der Einkommensteuer (Lohnsteuer). Die Pfändbar­
keit richtet sich nach der Exekutionsordnung, 
RGBI. Nr. 79/1896". 

Artikel XXVI 

Änderungen der Konkursordnung 

Die Konkursordnung, RGBI. Nr. 337/1914, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 10/1991, wird wie folgt geändert: 

1. § 72 Abs. 3 Satz 2 und 3 lauten: 

"Der Schuldner hat auf Antrag eines Gläubigers ein 
Vermögensverzeichnis vorzulegen und vor Gericht 
zu unterfertigen (§§ 100, 101). Kommt hiebei 
Vermögen zum Vorschein, so kann ungeachtet des 
§ 70 Abs. 3 die Konkurseröffnung neuerlich bean­
tragt werden." 

2. § 100 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 4 werden die Worte "sich zugleich zum 
Offenbarungseid erbieten" durch die Worte "sich 
zugleich bereiterklären, vor dem Konkursgericht zu 
unterfertigen" ersetzt. 

b) Abs. 5 lautet: 

,,(5) Sobald der Aktivstand durch das Inventar 
richtiggestellt ist, hat der Gemeinschuldner das 
Vermögensverzeichnis vor dem Konkursgericht auf 
Antrag des Masseverwalters oder eines Konkurs­
gläubigers oder auf Anordnung des Konkursge­
richts zu unterfertigen. Zu dieser Tagsatzung sind 
der Masseverwalter, die Mitglieder des Gläubiger­
ausschusses und der Antragsteller zu laden." 

c) In Abs.6 werden die Worte "den Offenba­
rungseid abzulegen haben" durch die Worte "das 
Vermögensverzeichnis vor dem Konkursgericht zu 
uriterfertigen haben" ersetzt. 

3. In § 101 Abs. 1 werden die Worte "wenn er 
dem Auftrage zur Ablegung des Offenbarungseides 
oder zur Vorlage des Vermögensverzeichnisses 
nicht nachkommt" durch die Worte ,;wenn er dem 
Auftrag zur Vorlage des Vermögensverzeichnisses 
oder zur Unterfertigung desselben vor dem 
Konkursgericht nicht nachkommt" ersetzt. 

4. § 141 Z 2 lautet: 
,,2. solange der Gemeinschuldner das Vermögens­

verzeichnis und die Bilanz (§ 100) nicht 
vorgelegt und nicht vor dem Konkursgericht 
unterfertigt hat;". 

5. In § 177 werden die Worte "die Ablegung des 
Offenbarungseides" durch die Worte "die Vorlage 
des Vermögensverzeichnisses oder dessen Unterfer­
tigung vor dem Konkursgericht" ersetzt. 

Artikel XXVII 

Änderungen der Ausgleichsordnung 

Die Ausgleichsordnung, BGBl.lI Nr.33111934, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. 
Nr. 10/1991, wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 6 werden die Worte "sich zugleich 
zum Offenbarungseid zu erbieten" durch die Worte 
"sich zugleich bereitzuerklären, vor. dem Aus­
gleichsgericht zu unterfertigen" ersetzt. 

2. § 38 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Sodann hat der Schuldner das Vermögens­
verzeichnis vor dem Ausgleic;psgericht auf Antrag 
des Ausgleichsverwalters oder eines Gläubigers oder 
auf Anordnung des Ausgleichsgerichts zu unterfer­
tigen:" 

3. In § 45 Abs. 2 werden die Worte "die Ablegung 
des Offenbarungseides verlangt wird" durch die 
Worte "die Unterfertigung des Vermögensverzeich­
nisses vor dem Ausgleichsgericht verlangt wird" 
ersetzt. 

4. § 67 Abs. 1 Z 4 lautet: 
,,4. wenn der Schuldner das Vermögensverzeich­

nis vor dem Ausgleichsgericht nicht unterfer­
tigt oder flüchtig wird;". 

Artikel XXVIII 

Änderungen des Rechtspflegergesetzes 

Das Rechtspflegergesetz, BGBI. Nr.56011985, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 10/1991, wird wie folgt geändert: 

1. In § 16 Abs.2 Z 4 entfällt die Wendung 
"- vorbehaltlich des § 17 Abs. 2 Z 3 - ". 

2. § 17 Abs. 2 Z 3 lautet: 
,,3. das Verfahren zur Vorlage eines Vermögens­

verzeichnisses und dessen Unterfertigung vor 
Gericht;" 

Artikel XXIX 

Änderung des Strafvollzugsgesetzes 

Das Strafvollzugsgesetz, BGBI. Nr. 144/1969, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 605/1987, wird wie folgt geändert: 

§ 54 Abs. 7 lautet: 

,,(7) Die Exekutionsordnung regelt, inwieweit der 
Anspruch auf Arbeitsvergütung sowie daraus 
herrührende Beträge übertragen, gepfändet oder 
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verpfändet werden dürfen. Die.Abs. 2 und 3 sowie 
§ 113 bleiben unberührt." 

Artikel XXX 

Änderung des Tuberkulosegesetzes 

Das Tuberkulosegesetz, BGBI. Nr. 127/1968, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 285/1990, wird wie folgt geändert: 

§ 38 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Die Übertragung, Verpfändung oder Pfän­
dung von Leistungen der Tuberkulosehilfe bestimmt 
sich nach der Exekutionsordnung." 

Artikel XXXI 

Änderungen der Zivilprozeßordnung 

Die Zivilprözeßordnung, RGBI. Nr.113/1895, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 474/1990, wird wie folgt geändert: 

1. In § 27 Abs. 2 wird die Wendung "keine 
Anwendung auf die im § 49 Abs. 2 JN angeführten 
Angelegenheiten, die ohne Rücksicht auf den Wert 
des Streitgegenstandes vor die Bezirksgerichte 
gehören," durch die Wendung "keine Anwendung 
auf die Angelegenheiten, die von Gesetzes wegen 
ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstan­
des vor die Bezirksgerichte gehören," ersetzt. 

2. Der bisherige § 50 erhält die Absatzbezeich­
nung ,,(1)"; folgender Abs. 2 wird angefügt: 

,,(2) Fällt bei einem Rechtsmittel das Rechts­
schutzinteresse naChträglich weg, so ist dies bei der 
Entscheidung über die Kosten des Rechtsmittelver­
fahrens nicht zu berücksichtigen; würde hiebei die 
Klärung von Tatsachen einen unverhältnismäßigen 
Verfahrensaufwand erfordern, so ist über den 
Kostenersatz nach freier Überzeugung zu entschei­
den (§ 273)." 

Artikel XXXII 

Änderungen des Strafgesetzbuches 

Das Strafgesetzbuch, BGBI. Nr. 60/1974, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 30 a/1991, wird wie folgt geändert: 

Nach § 292 werden folgende §§ 292 a und 292 b 
eingefügt: 

"Falsches Vermögensverzeichnis 

§ 292 a. Wer vor Gericht oder vor einem 
Vollstreckungsorgan ein falsches oder unvollständi­
ges Vermögensverzeichnis (§ 47 der Exekutionsord­
nung, § 100 der Konkursordnung oder § 38 der 
Ausgleichsordnung) unterfertigt und dadurch die 
Befriedigung eines Gläubigers gefährdet, ist mit 

Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

Tätige Reue 

§ 292 b. Wegen falschen Vermägensverzeichnis­
ses (§ 292 a) ist nicht zu bestrafen, wer freiwillig und 
bevor die Behörde (§ 151 Abs.3) von seinem 
Verschulden erfahren hat, die falschen Angaben 
richtigstellt oder die unvollständigen ergänzt, sofern 
nicht bereits die Befriedigung eines Gläubigers 
vereitelt oder geschmälert wurde." 

Artikel XXXIII 

Aufgehoben werden 
1. das Lohnpfändungsgesetz 1985, BGBI. 

Nr. 450, in der geltenden Fassung; 
2. Art. VIII Z 5 und Art. IX des Einführungsge­

setzes zur Exekutionsordnung, BGBI. 
Nr. 6/1953, in der geltenden Fassung; 

3. § 24 des Heimarbeitsgesetzes 1960, BGBI. 
Nr. 105/1961, in der geltenden Fassung; 

4. § 76 des Landarbeitsgesetzes 1984, BGBt. 
Nr. 287, in der geltenden Fassung; 

5. § 56 des Land- und Forstarbeiter-Dienst­
rechtsgesetzes, BGBI. Nr. 280/1980, in der 

_geltenden Fassung; 
6. § 22 des Rechtspraktikantengesetzes, BGBt. 

Nr.644/1987; 
7. § 19 des Unterrichtspraktikumsgesetzes, 

BGBI. Nr. 145/1988; 
8. § 2 des Unterhaltsschutzgesetzes 1985, BGBI. 

Nr.452; 
9. das Hofdekret über die Beschränkung des 

gerichtlichen Verbots und der gerichtlichen 
Exekution auf die während eines Krieges zur 
Verführung von Staatsgut bestimmten 
Schiffe und die dazu gehörigen Gerätschaf­
ten und auf den Lohn des Schiffsmeisters, 
JGS Nr. 103/1793; 

10. das Hofdekret über die Unzulässigkeit eines 
Verbots oder einer gerichtlichen Pfändung 
auf noch nicht liquide und bei den 
öffentlichen Kassen noch nicht angewiesene 
Forderungen mit der aus § 299 der Exeku~ 
tionsordnung sich ergebenden Änderung, 
JGS Nr. 291/1838. 

Artikel XXXIV 

Schluß- und Übergangsbestimmungen 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. März 1992 in 
Kraft. Es ist auf Exekutionsverfahren anzuwenden, 
in denen der Exekutionsantrag nach dem 29. Fe­
bruar 1992 bei Gericht eingelangt ist. 

(2) Für Leistungen, die am Tag des Inkrafttretens 
dieses Bundesgesetzes oder später fällig. werden, 
gelten die neuen Vorschriften, auch wenn die 
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Exekution bereits vor diesem Zeitpunkt beantragt 
wurde. Auf Antrag des betreibenden Gläubigers, des 
Verpflichteten oder des Drittschuldners hat das 
Exekutionsgericht die Exekutionsbewilligung ent­
sprechend zu ändern. 

(3) Abs.2 ist auch bei jeder Änderung durch 
Verordnung nach § 292 g EO anzuwenden. 

(4) Die durch Art. I Z 3 (§ 10 a EO), Z 8 lit. a 
(§ 54 Abs. 1 EO), Z 46 lit. b (§ 372 Abs. 2 EO) und 
Z 48 (§ 389 EO) aufgehobenen oder geänderten 
Bestimmungen sind auf Exekutionsverfahren wei­
terhin anzuwenden, wenn der Antrag auf Bewilli­
gung der Exekution vor dem 1. Jänner 1996 gestellt 
worden ist. Später bedarf es einer ergänzenden 
Entscheidung, die den hereinzubringenden Betrag 
zahlenmäßig festlegt (§ 7 EO); ein Verfahren zur 
Erwirkung einer solchen Entscheidung darf bereits 
ab dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes einge­
leitet werden; ist ein solches Verfahren am 
1. Jänner 1996 anhängig, so kann der Exekutions­
antrag auf Grund des Exekutionstitels nach § 10 a 
EO noch bis zum Eintritt der Rechtskraft der 
ergänzenden Entscheidung gestellt werden. 

(5) § 301 Abs. 3 EO in der Fassung des Art. I Z 24 
ist anzuwenden, wenn die mündliche Streitverhand­
lung erster Instanz nach dem 29. Februar 1992 
geschlossen worden ist. 

(6) Anträge nach § 291 c Abs.2 und 3 sowie 
zusammen mit einem Antrag nach Abs. 2 auch 
Anträge nach §§ 292, 292 a, 292 bund 292 k EO in 
der Fassung des Art. I Z 12 können nach dem 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes gestellt werden. 

(7) Art. I Z 25 (§ 302 EO) ist auf Drittschuldner­
erklärungen anzuwenden, die nach dem 29. Februar 
1992 abgegeben worden sind. 

(8)§ 292 hEOinderFassungdesArt. IZ 12istauf 
Zahlungen überwiesener Forderungen anzuwenden, 
die nach dem 29. Februar 1992 fällig geworden sind. 

(9) Art. I Z 7 (§§ 47 bis 49 EO) und Art. XXVIII 
sind auf anhängige Exekutionsverfahren anzuwen­
den, wenn das Datum des Beschlusses nach § 47 EO 
nach dem 29. Februar 1992 liegt. 

(10) Art. I Z 11 (§ 253 a EO) ist auf Vollzüge 
anzuwenden, die nach dem 29. Februar 1992 
stattfinden. 

(11) Art. XXVI Z 2 bis 5 und Art. XXVII sind 
auf Konkurs- bzw. Ausgleichsverfahren anzuwen­
den, die nach dem 29. Februar 1992 eröffnet 
wurden. Art. XXVI Z 1 ist anzuwenden, wenn 
nach dem 29. Feb~ar 1992 der Konkurs mang~ls 
hinreichenden Vermögens nicht eröffnet wurde. 

(12) Art. XXXI Z 1 ist auf Verfahren anzuwen­
den, in denen die Klage nach dem 29. Februar 1992 
bei Gericht angebracht wird. Art. XXXI Z 2 ist 
anzuwenden, wenn das Datum der Entscheidung 
über das Rechtsmittel nachdem 29. Februar 1992 
liegt. 

(13) Soweit in anderen Bundesgesetzen und 
Verordnungen auf Bestimmungen verwiesen wird, 
die durch dieses Bundesgesetz geändert oder 
aufgehoben werden, erhält die Verweisung ihren 
Inhalt aus den entsprechenden Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes. 

(14) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestim­
mungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird, 
sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung 
anzuwenden. 

(15) Verordnungen nach diesem Bundesgesetz 
können bereits ab dem auf seine Kundmachung 
folgenden Tag erlassen werden. Sie dürfen jedoch 
frühestens mit diesem Bundesgesetz in Kraft treten. 

(16) § 290 Abs. 1 Z 16 EO in der Fassung des 
Art. I Z 12 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1993 
außer Kraft. 
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Abweichende persönliche Stellungnahme der Abgeordneten 
Terezija Stoisits 

zum Bericht des Ausschusses für Justiz 
gemäß § 42 Abs. 5 GOG 

über die Regierungsvorlage zur Exekutionsord­
nungs-Novelle 1991 (181 der Beilagen, Steno 
Prot. XVIII G P) idF des Abänderungsantrages 
der Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Graff 
und GenossInnen betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem' Bestimmungen über den Umfang der 
Pfändung von Forderungen in der Exekutions­
ordnung getroffen sowie das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz, xxxxx geändert wer­
den (Exekutionsordnungs-Novelle 1991, EO-

Nov.1991) 

1. Vorweg sei festgehalten, daß grundsätzlich den 
zuständigen Beamtinnen des Justizministeriums ein 

. Lob ausgesprochen werden muß, da durch die 
gegenständliche Gesetzesnovelle eine wesentliche 
Vereinheitlichung unserer gesetzlichen Bestimmun­
gen betreffend die Exekution auf Geldforderungen 
geschaffen wird. Gerade die gegenständliche 
Gesetzes'materie, die auch unzählige andere Gesetze 
betrifft, war bisher durch eine Unüberschaubarkeit 
gekennzeichnet und daher auch für viele nicht 
nachvollziehbar. Auch wenn der Gesetzentwurf 
noch einige Mängel beinhaltet, ist er grundsätzlich 
zu begrüßen. 

2. Was allerdings das "Existenzminimum" 
(§§ 291 a H. des Gesetzentwurfes) betrifft, so kann 
die Justizsprecherin des grünen Klubs, Terezija 
Stoisits, der Regierungsvorlage idF des Ausschußbe­
richtes nicht zustimmen. 

Wie schon aus dem Begriff "Existenzminimum" 
hervorgeht, ist der unpfändbare Freibetrag in der 
Höhe festzusetzen, daß damit der notwendige 
Lebensunterhalt abgedeckt werden kann. Wie in 

einer Petition, die von den Abgeordneten derÖVP, _ 
Univ.-Prof. Dr. Andreas Khol und Univ.-Prof. Dr. 
Christi an Brünner am 30. Jänner 1991 (Petition 
Nr. 9) eingebracht wurde, ausgeführt ist, beträgt der 
notwendige Lebensunterhalt für Studierende im 
Einzelhaushalt 7470 S (siehe auch Unterlagen zur 
Sozialenquete des BMWF, Prof. Dr. Badelt). Dabei 
sind in diesen Lebenshaltungskosten die in der 
Zwischenzeit deutlich gestiegenen Wohnungsko­
sten nicht adäquat berücksichtigt. 

Da man davon ausgehen muß, daß bei Nichtstu­
dierenden vor allem die Wohnkosten wesentlich 
höher als bei Studenten liegen, kann einem 
pfändungsfreien Betrag (Existenzminimum) in der 
Höhe von 6 500 S nicht zugestimmt werden. 
Ausgehend von den oben angeführten Berechnun­
gen ist das Existenzminimum mit zumindest 7 000 S 
monatlich festzulegen. 

3. Wenn man hinsichtlich der Bestimmungen 
betreffend das "Existenzminimum" den Abgeord­
neten der ÖVP, FPÖ und SPÖ zugestehen muß, 
daß der pfändungsfreie Grundbetrag zumindest 
annähernd den tatsächlichen Lebenshaltungskosten 
entspricht, so wurde hinsichtlich des Unterhaltungs­
grundbetrages, der mit 1 200 S festgelegt wurde, 
eine vollkommen realitätsfremde Entscheidung 
getroffen. Dies ist umso bedauerlicher, als dadurch 
festgeschrieben wird, daß auch In Zukunft die 
Lohnpfändung vor allem zu Lasten der Unterhalts­
berechtigten geht .. 

Mit diesem Unterhaltsgrundbetrag können die 
gesetzlich bestimmten Unterhaltspflichten nicht 
erfüllt werden, und zwar auch dann nicht, wenn 
man die Familienbeihilfe (für Kinder bis 10 Jahre 

/ 

261 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)30 von 32

www.parlament.gv.at



261 der Beilagen 31 

1 300 S und ab 10 Jahre 1 550 S) dazuzählt. Dies 
bedeutet, daß zwar das Versandhaus oder die Bank 
ihre Forderungen hereinbringen können, die Kinder 
der Verpflichteten aber "zu kurz kommen". Auch 
die Bestimmung betreffend den Unterhaltssteige: 
rungsbetrag (§ 291 a Abs. 4) kann dieses Mißver­
hältnis nicht beseitigen. Da der Unterhaltsgrundbe­
trag einheitlich für alle Unterhaltsberechtigten -
unabhängig davon, ob sie 2, 15,20 oder 40 Jahre alt 
sind - festgelegt wird, be::tntragte die Abgeordnete 
des grünen Klubs, Terezija Stoisits, daher die 
Festschreibung des U1)terhaltsgrundbetrages mit 
2 500 S monatlich. 

4. Weiters wurde im Ausschuß von der 
Abgeordneten der Grünen Alternative bemängelt, 
daß auch in Zukunft zugunsten von Unterhaltsfor­
derungen der unpfändbare Freibetrag (Existenzmi­
nimum) um 25 Prozent unterschritten werden kann 
(bei einem "Existenzminimum" von 6 500 S ergibt 
dies einen unpfändbaren Freibetrag von 4 875 S). 
Offensichtlich sind die Abgeordneten der ÖVP, 
FPÖ und SPÖ der Meinung, daß das "Existenzmi­
nimum" bei Verpflichteten, die auch Unterhaltsfor­
derungen zu erfüllen haben, niedriger (unter 
5 000 S!) ist. 

In der Regierungsvorlage wird die Erhöhung des 
unpfändbaren allgemeinen Grundbetrages auch 
damit gerechtfertigt, daß duch diese Erhöhung auch 
Art. 11 des Internationalen Paktes über wirtschaftli­
che, soziale und kulturelle R~hte, BGBL Nr.590/ 
1978, Rechnung getragen wird. Nach dieser 
Gesetzesbestimmung hat jeder Mann/jede Frau ein 
Recht auf einen angemessenen Lebensstandard für 
sich und seine/ihre Familie einschließlich ausrei­
chender Ernährung, Bekleidung, Unterbringung 
sowie auf eine stetige Verbesserung der Lebensbe­
dingungen. Berücksichtigt man die oben zitierte 
Studie, die im Auftrag des Bundesministeriums für 

Wissenschaft und Forschung erstellt wurde, so stellt 
sich die Frage, wie mit einem Betrag von 4 875 Sein 
angemessener Lebensstandard gesichert werden. 
soll. Allein der Begriff "Existenzminimum" 
(6500 S) widerspricht schon dieser Gesetzesbestim­
mung. 

Es ist also zu befürchten, daß der oder die 
Verpflichtete keiner geregelten Arbeit nachgeht, 
sondern Gelegenheitsarbeiten verrichten werden, 
um der Exekution zu entkommen und damit das 
Existenzminimum sicherzustellen. Dadurch sind 
aber in erster Linie wieder die Unterhaltsberechtig­
ten (vor allem Frauen und Kinder) betroffen. Es ist 
daher ein Irrtum, wenn die Abgeordneten glauben, 
durch Herabsetzung des unpfändbaren Freibetrages 
(Existenzminimum) die Forderungen der Unter­
haltsberechtigten sicherstellen zu können. 

Würde der Unterhaltsgrundbetrag mit 2 500 S 
monatlich bestimmt werden, würde es sich erübri­
gen, zugunsten. einer Unterhaltsforderung das 
Existenzminimum um 25 Prozent zu unterschreiten. 
Andererseits wäre dadurch gewährleistet, daß die 
Verpflichteten nicht nur ihre Lebenshaltungskosten, 
sondern auch die der Unterhaltsberechtigten 
zumindest annähernd sicherstellen könnten. Mit der 
derzeitigen Regelung ist weder der Lebensstandard 
der Verpflichteten noch der Unterhaltsberechtigten 
in ausreichender Weise sichergestellt. 

Für die Justizsprecherin des grünen Klubs, Frau 
Abg. Terezija Stoisits, war es daher eine unabding­
bare Forderung, daß das Existenzminimum zur 
Sicherung eines angemessenen Lebensstandards 
nicht unterschritten werden darf und gleichzeitig 
der Unterhaltsgrundbetrag in angemessener Weise 
(zumindest 2 500 S) festgesetzt wird. 

Terezija Stoisits 
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